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Vorwort

Liebe Leserin, lieber Leser,

seit dem historischen Klimaabkommen von Paris ist klar: 
Die Energieversorgung wird von nun an weltweit unter dem 
Paradigma der Dekarbonisierung diskutiert. Deutschland 
als traditionelles Kohleland und als Land der Energiewende 
kann dieser Debatte nicht länger ausweichen. Die für 2030, 
2040 und 2050 mehrfach beschlossenen Klimaziele bedeu-
ten letztlich den Ausstieg aus der Kohleverstromung.

Planungssicherheit und Verlässlichkeit sind zentral für die 
Energiewirtschaft. Mit dem Kohlebergbau- und dem Atom-
konsens wurden zwei andere energiewirtschaftliche Groß-
konflikte einvernehmlich gelöst. Jetzt ist die Zeit reif für 
einen Kohlekonsens, statt erneut einen jahrelangen Funda-
mentalkonflikt zu führen.

Diese Auffassung wird breit geteilt – nicht nur von den Kom-
mentatoren (u.a. Süddeutsche Zeitung, Rheinische Post, Han-
delsblatt, Spiegel), sondern auch vom Sachverständigenrat 
für Umweltfragen und dem Bundesverband der Energie- und 
Wasserwirtschaft, der einen strukturierten Dialog zur best-
möglichen Klimazielerreichung und zur Rolle der Kohle fordert. 

Im Folgenden unterbreitet Agora Energiewende ein Konzept 
mit Eckpunkten für einen solchen Kohlekonsens – als Beitrag 
zu der unausweichlichen Debatte, wie die Dekarbonisierung 
als Gemeinschaftsaufgabe gelingen kann. Ich freue mich auf 
Ihre Rückmeldungen zu diesem Diskussionsvorschlag.

Ihr Patrick Graichen
Direktor Agora Energiewende
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Anteil der nationalen Treibhausgasemissionen. Zum ande-
ren wird sich diese Situation bei Beibehaltung des gegen-
wärtigen Erzeugungsmix noch weiter verschärfen, wenn 
– wie erwartet – Strom in Zukunft über seine klassischen 
Anwendungsfelder hinaus auch stärker in den Sektoren 
Verkehr und Wärmeversorgung eingesetzt wird. Die Sekto-
rintegration von Strom, Wärme und Verkehr macht letztlich 
die Dekarbonisierung des Stromsektors nur noch dringli-
cher. Darüber hinaus werden die Bereiche Abfallwirtschaft, 
Industrieprozesse und Landwirtschaft in Zukunft geringere 
Emissionsminderungen leisten können als der Energiesek-
tor. In der Konsequenz müssen die Emissionsminderungen 
in der Stromerzeugung eher überproportional ausfallen und 
wegen der zu erwartenden zusätzlichen neuen Anwen-
dungen auch besonders schnell erfolgen, damit die Klima-
schutzziele insgesamt erreicht werden können.

Kohleausstieg bedeutet, dass nach der Kernenergie auch die 
klimabelastende Kohleverstromung, die 2015 noch einen 
Anteil von etwa 42 Prozent zur deutschen Stromerzeugung 
beitrug, schrittweise zurückgefahren werden muss. Auf-
grund der absehbaren Entwicklung der Energiemärkte (ins-
besondere weiterhin niedrige Kohle- und CO₂-Preise) gehen 
alle energiewirtschaftlichen Analysen davon aus, dass das 
Abschmelzen der Kohleverstromung ohne wirksame, den 
EU-Emissionshandel ergänzende Regelungen nicht in aus-
reichendem Maße stattfinden wird.  Damit die Klimaschutz-
ziele für 2030 und danach erreicht werden können, muss 
deshalb der Ausstieg aus der Kohleverstromung jenseits der 
kurzfristigen, von der Bundesregierung im Rahmen des Ak-
tionsprogramms Klimaschutz 2020 vorbereiteten oder be-
reits ergriffenen Maßnahmen gezielt eingeleitet werden. 

Agora Energiewende schlägt – wie andere an der energie-
politischen Zukunftsdebatte Beteiligte 1, 2 – vor, die Details 
des Ausstiegs aus der Kohleverstromung und seine wirt-
schafts- und sozialverträgliche Umsetzung zeitnah in einem 

1  SRU (2015).

2  IASS (2015). 

Ziel der Energiewende in Deutschland ist ein umweltgerech-
tes, wirtschaftlich tragfähiges und sicheres Energiesystem, 
das sich im Wesentlichen auf kostengünstigen Wind- und 
Solarstrom sowie hohe Effizienz bei der Energiebereitstellung 
und -nutzung  stützt. Bis 2030 will Deutschland entsprechend 
den Beschlüssen von Bundesregierung und Bundestag seine 
Treibhausgasemissionen um mindestens 55 Prozent, bis 2040 
um mindestens 70 Prozent und bis 2050 um 80 bis 95 Pro-
zent gegenüber 1990 reduzieren. Die letzten Kernkraftwerke 
werden Ende 2022 abgeschaltet, der Anteil der Erneuerba-
ren Energien an der Stromerzeugung soll zur Jahrhundert-
mitte mindestens 80 Prozent betragen. Mit anderen Worten: 
Innerhalb der nächsten 35 Jahre soll die Dekarbonisierung des 
deutschen Energiesektors weitgehend abgeschlossen  sein.

Die Energiewirtschaft agiert in langen Zeiträumen, aktuelle 
Investitionsentscheidungen  treffen Festlegungen für Jahr-
zehnte. Planungssicherheit und Verlässlichkeit sind daher 
zentral, um energiewirtschaftliche Entscheidungen treffen 
zu können. Dazu gehört angesichts des in Deutschland seit 
der Jahrtausendwende beschlossenen Zielkatalogs auch die 
Erkenntnis, dass der schrittweise Ausstieg aus der Kohle-
verstromung letztlich unausweichlich geworden ist. Dies zu 
bestreiten hieße, den Beteiligten in den betroffenen Regionen, 
den Unternehmen und Betrieben eine Perspektive in Aussicht 
zu stellen, die erkennbar in der Zukunft nicht mehr eingelöst 
werden kann. Vielmehr geht es darum, gemeinsam mit den 
Beteiligten eine Strategie zu entwickeln, die dazu geeignet ist, 
schrittweise neue Arbeitsplätze, neue Wertschöpfung und 
neue Geschäftsmodelle zu schaffen, um die derzeitige Rolle 
der Kohle planvoll und ohne Strukturbrüche abzulösen. Im 
Zentrum stehen, wie schon beim Ausstieg aus dem Steinkoh-
lebergbau (bis 2018) und dem Ausstieg aus der Kernenergie 
(bis 2022), Planungssicherheit und Verlässlichkeit im  Wandel. 

Der Kohleausstieg ist ohne Alternative, weil es bei wei-
tem nicht ausreicht, den Beitrag der Energiewirtschaft zur 
Zielerreichung im Klimaschutz stärker auf den Mobilitäts- 
und Wärmesektor zu fokussieren. Denn zum einen entfällt 
auf den Stromsektor schon heute der mit Abstand größte 

Zusammenfassung
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Mit diesem Impulspapier legen wir eine Diskussionsgrund-
lage für einen solchen Kohlekonsens vor. Es umfasst elf Eck-
punkte, die die zentralen Themen adressieren und darauf 
abzielen, einen Ausgleich der verschiedenen Interessen ab-
zubilden. 

parteiübergreifenden, strukturierten Dialogprozess mit den 
wesentlichen Beteiligten auszuhandeln. Ziel ist ein um-
fassender und auf Dauer angelegter Kohlekonsens. Nur so 
wird die Planungs- und Investitionsunsicherheit nachhaltig 
überwunden, die derzeit alle energiewirtschaftlichen Ak-
teure und darüber hinaus die Wirtschaft insgesamt belastet.

Elf Eckpunkte für einen Kohlekonsens

 

 

 

 

A. Der Rahmen

1	 Zeitnahe Einberufung eines „Runden Tischs Nationaler Kohlekonsens“
   Die Bundesregierung lädt zeitnah zu einem „Runden Tisch Nationaler Kohlekonsens“ ein. Es geht dabei um einen 

vertrauensvollen Dialogprozess zur Aushandlung der Kernelemente eines Ausstiegs aus der Kohleverstromung, 
um einen erneuten jahrzehntelangen energiepolitischen Fundamentalkonflikt zu vermeiden. Ziel sollte es sein, 
noch 2016 zu einem politisch und gesellschaftlich breit getragenen Ergebnis zu kommen, damit – analog zu Stein-
kohlekonsens und Atomkonsens – alle Beteiligten frühzeitig Planungssicherheit hinsichtlich der anstehenden 
Dekarbonisierung erhalten.

2	 Ein schrittweiser, gesetzlich geregelter Ausstieg aus der Kohleverstromung bis zum Jahr 2040
   Der Ausstieg aus der Kohleverstromung in Deutschland erfordert Klarheit bei drei Kernelementen: Die Nutzung 

der Kohle in Deutschland braucht ein Enddatum, an dem sich alle orientieren können, der Ausstieg erfolgt ent-
lang eines klar definierten Pfads und er muss Rechtssicherheit für alle Beteiligten bieten. Kompatibel mit den 
deutschen Klimaschutzzielen ist ein schrittweiser Ausstieg aus der Kohleverstromung beginnend 2018 mit dem 
Enddatum 2040. Er sollte in Gesetzesform gefasst und mit breiter Mehrheit von Bundestag und Bundesrat verab-
schiedet werden.

B. Der Kohleausstieg im Kraftwerkspark

3	 Kein Neubau von Stein- und Braunkohlekraftwerken
   Der Neubau von Braun- und Steinkohlekraftwerken ist nicht mehr genehmigungsfähig, weil diese mit den 

 mittel- und langfristigen Klimaschutzzielen in Deutschland nicht vereinbar sind.

4	 	Festlegung eines kosteneffizienten Abschaltplans der Bestands-Kohlekraftwerke auf Basis von 
 Restlaufzeiten mit Flexibilitätsoption in den Braunkohlerevieren

   Um den Ausstieg aus der Kohleverstromung kosteneffizient und ohne Strukturbrüche zu realisieren, wird ein 
verbindlicher Abschaltplan der bestehenden Braun- und Steinkohlekraftwerke auf Basis von Restlaufzeiten fest-
gelegt. Die Reihenfolge der Stilllegungen orientiert sich an den CO₂-Vermeidungskosten. Die jährlichen Stilllegun-
gen werden in der Einstiegsphase 2018 bis 2025 auf drei Gigawatt begrenzt. Innerhalb der jeweiligen Braunkoh-
lereviere ist zur Vermeidung von Dominoeffekten die Übertragung von Restlaufzeiten möglich.

5	 	Verzicht der nationalen Politik auf zusätzliche Klimaschutzregelungen für Kohlekraftwerke über den 
 Abschaltplan hinaus

   Die Bundesregierung legt sich verbindlich fest, einerseits keine Regelungen zusätzlich zum vereinbarten Ab-
schaltfahrplan zu ergreifen, die die weitere Nutzung der Kohle einseitig diskriminieren würden. Andererseits 
werden jedoch auch keine Stilllegungsprämien für die Abschaltung von Kohlekraftwerken gewährt.
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C. Der Kohleausstieg in den Braunkohleregionen

6	 Kein Aufschluss weiterer Braunkohletagebaue und Verzicht auf Einleitung neuer Umsiedlungsprozesse
   Aufgrund des verringerten Braunkohlebedarfs bei einer sukzessiven Abschaltung der Kraftwerke bis 2040 ist 

kein Neuaufschluss von Braunkohletagebauen oder Tagebauteilabschnitten mehr notwendig. Auf die Umsiedlung 
zahlreicher Dörfer kann verzichtet werden.

7	 	Finanzierung der Folgelasten von Braunkohletagebauen über eine Abgabe auf die künftig noch 
 geförderte Braunkohle 

   Zur Finanzierung der Rekultivierungs- und Nachsorgelasten nach Beendigung des Braunkohletagebaubetriebs 
wird eine Stiftung gegründet. Die Stiftung erhält die benötigten Mittel aus einer Abgabe auf jede in Zukunft bis 
2040 noch geförderte Tonne Braunkohle. Die Höhe der Abgabe wird auf Basis eines zu erarbeitenden Gutachtens 
über die Höhe der Folgekosten festgelegt. Erwartet werden Kosten von etwa 2,5 Euro je MWh Braunkohlestrom.

8	 	Aktive Gestaltung und dauerhafte finanzielle Absicherung des ausstiegsbedingten Strukturwandels 
über einen Strukturwandelfonds

    Im Bundeshaushalt wird ein „Strukturwandelfonds Braunkohleregionen“ eingestellt, der über die gesamte Trans-
formationsphase mit jährlich 250 Millionen Euro ausgestattet wird. Die Aufteilung auf die Regionen erfolgt ent-
sprechend der Zahl der in den einzelnen Revieren betroffenen Arbeitsplätze. Über die Verwendung der Mittel ent-
scheiden die jeweiligen Landesregierungen. 

D. Der Kohleausstieg in Wirtschaft und Gesellschaft

9	 	Gewährleistung der gewohnt hohen Versorgungssicherheit über den gesamten Transformationszeitraum 
   Die Politik stellt im Wege geeigneter Reserve- und Monitoring-Regelungen das gewohnt hohe Niveau der Ver-

sorgungssicherheit in Deutschland auch für die Zukunft sicher. Um größtmögliche Kosteneffizienz zu erreichen, 
werden notwendige Reserven technologieoffen ausgeschrieben und einem kontinuierlichen Überprüfungspro-
zess unterzogen – insbesondere ab dem Jahr 2025, wenn erwartungsgemäß der Zubau neuer Gaskraftwerkskapa-
zitäten notwendig wird. Am Ende des Ausstiegszeitraums  wird ein Teil der dann abzuschaltenden letzten Stein-
kohlekraftwerke für einen Übergangszeitraum in eine Kapazitätsreserve überführt. 

 	 	Stärkung des EU-Emissionshandels und zeitnahe Stilllegung der im Zuge des Kohleausstiegs frei 
 werdenden CO₂-Zertifikate

   Die Bundesregierung setzt sich auf europäischer Ebene aktiv für eine Stärkung des EU-Emissionshandels ein, 
unter anderem im Kontext der für 2020 zu erhöhenden EU-Ambitionen aufgrund des Pariser Klimaschutzab-
kommens. Hierzu gehört auch die Einführung einer Regelung, dass die wegen des Kohleausstiegs frei werdenden 
CO₂-Zertifikate, die nach geltendem EU-Emissionshandelsrecht ab 2019 der Marktstabilitätsreserve zugeführt 
werden, endgültig stillgelegt werden.

	 	Absicherung des Wirtschaftsstandorts Deutschland und der energieintensiven Industrie  
während der Transformationsphase

    Wegen steigender Anteile Erneuerbarer Energien werden die Börsenstrompreise in Deutschland aufgrund des 
Merit-Order-Effekts voraussichtlich weiter auf niedrigem Niveau verharren. Für den Fall, dass sich diese Erwar-
tung als nicht zutreffend erweist, sichert die Politik insbesondere der energieintensiven Industrie zu, sie gegen 
mögliche Belastungen ihrer internationalen Wettbewerbsfähigkeit im Zusammenhang mit dem Ausstieg aus der 
Kohleverstromung durch geeignete Maßnahmen abzusichern. Zugleich setzt die Politik Anreize für die weitere 
Verbesserung der Energieeffizienz und Fortschritte bei der Dekarbonisierung der Wirtschaft insgesamt, weil auch 
dies perspektivisch nicht nur dem Klimaschutz dient, sondern auch die Wettbewerbsfähigkeit verbessert.
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Flexibilität vorausgesetzt, innerhalb des vorgeschlagenen 
Konsens- und insbesondere auch des Zeitrahmens konso-
lidieren. Im Gegensatz zu einem Dauerstreit mit offenem 
Ausgang schafft eine Vereinbarung im Konsens Planungssi-
cherheit und Verlässlichkeit in einem überschaubaren Zeit-
raum. Umverteilungseffekte zwischen Energieerzeugern 
und -verbrauchern werden durch den Verzicht auf sowohl 
einen nationalen Klimabeitrag als auch auf Stilllegungsprä-
mien minimiert. Die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft insgesamt steht durch den hier 
vorgeschlagenen Umbau des Energiesystems nicht in Frage. 
Der Vorschlag orientiert sich an der Maxime: Die Energie-
wende kann ökologisch nur erfolgreich sein, wenn sie es 
auch ökonomisch ist.

Die Versorgungssicherheit bleibt während des Umstruktu-
rierungsprozesses zu jeder Zeit auf gewohnt hohem Niveau 
gewährleistet. Der vom Stromsektor im Rahmen der mittel- 
und langfristigen Klimaziele zu leistende Beitrag wird mit 
diesem Vorschlag erreicht. Der in den vom Auslaufen der 
Kohleverstromung besonders betroffenen Energieregionen 
bereits begonnene Strukturwandel wird sozialverträglich 
ohne schwerwiegende Brüche fortgesetzt. Der Struktur-
wandel wird ebenso finanziell abgesichert wie die Behebung 
der durch den Braunkohletagebau verursachten ökologi-
schen Schäden. 

Ein Kohlekonsens im Zieldreieck Klima-/
Umweltschutz, Wirtschaftlichkeit und 
 Versorgungssicherheit 

Ein umfassender Kohlekonsens muss in einem breit an-
gelegten, strukturierten Dialogprozess zwischen den 
politischen Entscheidungsträgern und den Beteiligten 
ausgehandelt werden. Er bewegt sich im Rahmen des ener-
giepolitischen Zieldreiecks aus Klima- beziehungsweise 
Umweltschutz, Wirtschaftlichkeit und Versorgungssicher-
heit. Jeder Konsens hat darüber hinaus die Aufgabe, einen 
fairen Ausgleich divergierender Interessen zu finden sowie 
einen Rahmen zu setzen für langfristig angelegte Anpas-
sungsprozesse in besonders betroffenen Regionen.

Konkret bedeutet dies, dass die vereinbarten Klimaziele im 
Bereich der Kohleverstromung so umgesetzt werden, dass 
der Wirtschaftsstandort Deutschland am Ende profitiert 
und nicht verliert. Die Zukunft ist immer ungewiss und die 
Realität komplexer als es Marktmodelle sein können. Im 
Rahmen dieses Vorschlags wurde der Versuch unternom-
men, die zentralen Eckpunkte im Licht der einzuhaltenden 
Oberziele der Energiewende, so weit im Vorhinein möglich, 
sachlich zu unterlegen und dort Sicherungen einzubauen, 
wo Unsicherheit auftritt.

Der Vorschlag ist energiewirtschaftlich tragfähig. Die be-
troffene Energiewirtschaft kann sich, unternehmerische 
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Summary 

The goal of Germany’s energy transition is to create a sus-
tainable, economically viable, and reliable energy system 
that is based primarily on inexpensive wind and solar power 
as well as greater efficiency in the supply and use of energy. 
According to resolutions adopted by the German cabinet 
and parliament, Germany aims to reduce its greenhouse gas 
emissions by at least 55 percent by 2030, by at least 70 per-
cent by 2040, and by 80–95 percent by 2050 (against 1990 
levels). Germany’s last nuclear power plants will be taken 
offline at the end of 2022, and renewable energy is slated 
to make up at least 80 percent of power generation by the 
middle of the century. Hence, the German energy sector will 
be almost totally decarbonised within the next 35 years.

Extended time frames are required for decisions in the en-
ergy economy, as investments often have time horizons of 
several decades. Accordingly, reliable framework conditions 
that enable planning for the future are essential for the en-
ergy sector. In this regard, and in light of Germany’s decar-
bonisation targets, a gradual phasing out of coal-based elec-
tricity is ultimately unavoidable. Denying this fact would 
mean to deceive and create false hopes for stakeholders in 
impacted regions, companies, and energy service providers. 
There is thus a pressing need to develop a strategy that sets 
out how new jobs and new business models can replace the 
role currently fulfilled by coal. In this way, the key issue at 
hand is to create reliable framework conditions that enable 
planning for necessary structural change. This is not a new-
fangled endeavor, but was previously done when the deci-
sion was taken to phase out the mining of hard coal (which 
will be complete by 2018) and the use of nuclear power 
(which will be complete in 2022). 

Ultimately, there is no alternative to the phasing out of coal 
power if Germany is to fulfill its climate goals. It is not pos-
sible to boost the CO₂ reductions achieved in the transporta-
tion and heating sectors to the extent that would be neces-
sary to allow continued coal-based power generation. This 
is because, first of all, the electricity sector is currently by 
far the largest producer of national greenhouse gas emis-

sions. Second, the preservation of the current generation 
mix will only become more problematic in the future if – as 
expected – the use of electricity is expanded in the trans-
portation and heating sectors. The integration of the elec-
tricity, heating, and transportation sectors makes the de-
carbonisation of the electricity sector all the more pressing. 
Furthermore, waste management, industrial processes, and 
the agricultural sector will be less capable of reducing emis-
sions than the energy sector in the future. As a consequence, 
greater than average emissions reductions are needed in the 
electricity sector. And, in light of the expanded future use of 
electricity in other sectors, these reductions need to be real-
ised with particular speed if Germany’s emissions reduction 
targets on the whole are to be achieved.

In specific terms, the “phasing out of coal” means that coal-
based electricity generation must be gradually reduced from 
the 42 percent share it comprises in 2015. In view of trends 
in the energy economy (including in particular persist-
ing low prices for coal and CO₂ certificates), the consensus 
among experts is that the gradual reduction of coal-based 
electricity will not take place in sufficient scope without 
effective regulatory rules to supplement the EU Emissions 
Trading System. In order to ensure the climate goals set for 
2030 and beyond can be met, it is necessary to take targeted 
action to begin the gradual phasing out of coal power, for the 
measures already taken or ratified by the German govern-
ment as part of the Climate Protection 2020 Action Program 
are not sufficient. 

Like others who are participating in the debate over the 
future of Germany’s energy system, Agora Energiewende 
would like to propose that a non-partisan, structured 
dialog process be initiated with key stakeholders in the 
near term in order to negotiate the details of an action 
plan for phasing out coal power in an economically  viable 
and socially responsible way. The goal of this process 
would be to reach a consensus about the future of coal 
that is both comprehensive and long-term. Such a dialog 
process is crucial if the uncertainties surrounding plan-
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ning and investment that are currently plaguing actors 
in the energy economy and other stakeholders are to be 
overcome.

With this Impulse Paper, we hope to provide a foundation 
for discussion that will culminate in a consensus on coal. 
It addresses eleven key issues, and seeks to identify com-
promise positions between competing interests.  

Eleven Principles for Reaching a Consensus on Coal 

 

 

 

 

A. The Foundation

1	  Convening a "Round Table on a National Consensus on Coal" 
The German cabinet should soon invite impacted stakeholders to a "Round Table on a National Consensus on Coal." 
This round table should provide a venue for building trust and negotiating key issues of the phase out, thus pre-
venting a fundamental conflict in energy policy from becoming entrenched for decades. The goal should be to 
reach a consensus with broad political and societal support before the end of 2016. Similar to when the decision 
was made to phase out hard coal mining and nuclear power, this consensus will ensure that all stakeholders have a 
sound foundation to plan for the future.

2	 	Incremental, legally based phase-out of coal power by 2040   
The phasing out of coal power in Germany requires clarity in three key respects: The use of coal in Germany 
 requires an "expiration date" that all actors can rely on when making decisions about the future; the phase-out 
needs a clearly defined reduction path; and all stakeholders need legal certainty about the trajectory of the incre-
mental phase-out to take place. The incremental phasing out of coal power beginning in 2018 and ending in 2040 
is compatible with Germany's climate protection goals. The phase-out should be based in law and ratified with a 
broad majority by the German legislature.

B. Phasing Out Coal in Germany’s Power Plant Fleet

3	  No new construction of coal-fired power plants 
No legal approval should be granted for the construction of new coal-fired power plants, as the construction of 
new plants is not compatible with Germany's mid and long-term emissions reduction targets.

4	  Determine a cost-efficient decommissioning plan for existing coal power plants based on remaining 
plant lifespans, including flexibility options in lignite mining regions 
In order to realise the phasing out of coal power in a cost-efficient manner that avoids highly disruptive structural 
change, it will be necessary to adopt a binding plan for the decommissioning of existing coal-fired power plants 
that is based on residual lifespans. The order in which plants are decommissioned should be based on CO₂ abate-
ment costs. In the initial phase from 2018 to 2025, the decommissioning will be limited to three gigawatts per 
year. In lignite mining areas, the transfer of remaining lifespans from one plant to another should be permitted to 
avoid domino effects.

5	 	No additional national environmental policy regulations for coal-fired power plants beyond the 
 phase-out plan 
The German government should legally commit to adopt no additional measures that discriminate against the use 
of coal in a one-sided manner beyond the ratified phase-out plan. Furthermore, the German government should 
not grant any special benefits for decommissioning coal-fired power plants.



IMPULSE | Elf Eckpunkte für einen Kohlekonsens 

11

C. The Coal-Phase Out in Lignite Mining Regions

6	 	No additional lignite mines and no further relocation of affected communities 
As the incremental phase-out of power plants up to 2040 will mean that less lignite is needed, no new lignite 
mines or excavation areas should be exploited. Accordingly, numerous villages would be spared from relocation.

7	 	The follow-up costs of lignite open-pit mining should be financed with a special levy on lignite  
A foundation should be started to finance open-pit mine re-cultivation and other follow-up costs as Germany's 
lignite mines are decommissioned. This foundation should be funded with a special surcharge that is levied on all 
lignite that is mined in the future up to 2040. The amount of this levy will be set based on an environmental as-
sessment that estimates future follow-up costs. Costs of approx. 2.5 euros per MWh of lignite-based power are 
expected.

8	 	Creation of ‘Structural Change Fund’ to ensure a sound financial basis for structural change  
in affected regions   
A "Structural Change Fund for Lignite Regions" should be created within the federal budget and outfitted with 
250 million euros annually over the entire transformation period. Funding should be allocated to each region 
based on the number of jobs impacted in each respective lignite mining area. The governments of the Länder 
should decide on how this funding is spent.  

D. Economic and Social Aspects of the Coal Phase-Out

9	 	Ensuring security of supply over the entire transformation period  
Policymakers should monitor the phase-out and ensure adequate reserve capacities, thus guaranteeing the usual 
high level of security of supply in Germany now and in the future. In order to achieve the greatest cost efficien-
cies, a procurement process that does not give preference to certain technologies should be held for the provision-
ing of reserve capacities. This procurement process will be monitored on a continuous basis, particularly after 
2025, when the construction of new gas-fired power plant capacity is expected to become necessary. At the end 
of the phase-out period, a portion of the last coal-fired power plants to be shut down will held as reserve capacity 
for an interim period. 

	 	Strengthening EU Emissions Trading and the prompt retirement of CO₂ certificates set free by  
the coal phase-out 
The German government should encourage a stronger Emissions Trading Scheme at the EU level, particularly 
against the backdrop of the pledges made at the Paris Climate Conference for more ambitious efforts in the EU.  
In this context, a rule should be introduced for the permanent retirement of CO₂ certificates that are set free.

	 	Ensuring the economic competitiveness of energy-intensive companies and the Germany economy  
as a whole during the transformation process 
Due to increasing renewable energy generation and the merit order effect in Germany, wholesale prices for elec-
tricity are expected to remain low in the future. Policymakers should nevertheless reassure actors in the private 
sector, particularly energy-intensive companies, that measures will be taken to ward off any negative effects to 
international competitiveness that are associated with the coal phase-out. At the same time, policymakers should 
create incentives for greater energy efficiency and the further decarbonisation of the private sector on the whole, 
for such incentives would not only serve the environment, but also bolster economic competitiveness. 
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The consensus on coal in the triad of climate/
environmental protection, economic  
efficiency and security of supply

Achieving a comprehensive consensus on coal will neces-
sitate a broad-based, structured dialog process between 
political decision-makers and other stakeholders. It will 
be crucial as part of this process to balance the competing 
requirements of environmental protection, affordability, 
and security of supply. Furthermore, for a consensus to be 
achieved it will be necessary to find a fair compromise be-
tween divergent interests as well as establish a framework 
for long-term structural adjustment in impacted regions.

In specific terms, this means that the phase-out of coal – a 
necessary step for Germany’s climate protection goals to be 
reached – must be carried out in a manner that helps rather 
than hurts the German economy. Without a doubt, the future 
is always uncertain and reality is much more complex than 
market models predict. In light of Germany’s overarching 
decarbonisation goals, this paper seeks to furnish a foun-
dation for the fact-based discussion of key issues in the 
phase-out of coal power, as well as to create a sound basis 
for future planning where uncertainty currently prevails.

The recommendations contained in this paper are economi-
cally realistic. Given sufficient entrepreneurial initiative 

and flexibility, actors in the energy economy will be able 
to adapt their activities to the new reality of an economy 
without coal power within the outlined time frame. The 
recommendations contained herein provide a sound ba-
sis for future investment decisions and long-term plan-
ning. Redistributional effects between energy producers 
and consumers can be minimised if Germany abstains from 
introducing a special levy on coal (viz. Nationaler Klima­
schutzbeitrag) and also does not grant benefits for the de-
commissioning of power plants. The structural changes that 
have been outlined in the foregoing would not threaten the 
international competitiveness of the German economy as a 
whole. The recommendations take a cue from the following 
maxim: “The renewable energy revolution can only be eco-
logically successful if it makes economic sense.”

Security of supply will remain at a high level during the en-
tire restructuring process. The foregoing recommendations 
ensure that the emissions reductions that are needed in the 
power sector over the mid to long-term will be achieved. 
The structural transformation that is already underway in 
the regions that will particularly be impacted by the phasing 
out of coal power can be managed in a socially responsible 
way while avoiding highly disruptive change. A sound fi-
nancial basis for this structural change will be provided, and 
a special levy will ensure that the ecological consequences 
of lignite mining are addressed. 
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dass unter den gegenwärtigen Marktbedingungen – nied-
rige CO₂-Zertifikatepreise, niedrige Steinkohlepreise auf 
dem Weltmarkt und im Vergleich zum Kohlepreis weiterhin 
relativ hohe Erdgaspreise – Kohlekraftwerke systematisch 
klimaschonendere Gaskraftwerke im In- und Ausland aus 
der Verstromung drängen.7

Die Bundesregierung hat erkannt, dass das aktuelle Klima-
schutzziel für 2020 mit den bis dato ergriffenen Maßnah-
men – nicht nur im Stromsektor – klar verfehlt würde und 
als Konsequenz im Dezember 2014 das Aktionsprogramm 
Klimaschutz 2020 verabschiedet.8 Im Rahmen dieses Pro-
gramms soll der Stromsektor bis 2020 mit einer zusätzli-
chen CO₂-Minderung von 22 Millionen Tonnen gegenüber 
der ohne weitere Maßnahmen erwarteten Entwicklung 
zur Zielerreichung beitragen. Unter anderem sollen dafür 
Braunkohlekraftwerke mit einer Gesamtleistung von 2,7 Gi-
gawatt in eine Sicherheitsbereitschaft überführt und nach 
jeweils vier Jahren endgültig stillgelegt werden.9

Unabhängig davon, ob die bisher vorgesehenen Maßnah-
men des Aktionsprogramms im Stromsektor letztlich aus-
reichen, um das 40-Prozent-Klimaschutzziel für das Jahr 
2020 noch zu erreichen, ist bereits heute absehbar, dass zur 
Einhaltung der mittel- und langfristigen Klimaschutzziele 
für die Jahre 2030, 2040 und darüber hinaus in diesem Be-
reich weitere erhebliche Anstrengungen unausweichlich 
sind.10 Insbesondere kann der deutsche Stromsektor seinen 
notwendigen Beitrag zur Dekarbonisierung des gesamten 
Energiesystems weder kurz- noch mittelfristig allein auf 
Basis des EU-Emissionshandels leisten. So führt der derzeit 
vorhandene Überschuss von über zwei Milliarden Zertifi-
katen dazu, dass der EU-Emissionshandel trotz der be-
schlossenen Reformen auf absehbare Zeit kein wirksames 

7  enervis (2015a), enervis (2015b).

8  BMUB (2014). 

9  BMWi (2015b). 

10  enervis (2015b).

Deutschland hat sich im Rahmen der Energiewende zwei 
Oberziele gesetzt: den Ausstieg aus der Kernenergie bis 
2022 sowie die schrittweise Minderung der klimaschäd-
lichen Treibhausgasemissionen bis 2050. Bis 2020 sollen 
die nationalen Treibhausgasemissionen um mindestens 
40 Prozent unter das Niveau von 1990 sinken, bis 2030 um 
mindestens 55 Prozent, bis 2040 um mindestens 70 Prozent 
und bis 2050 um 80 bis 95 Prozent.3 Um die Klimaschutz-
ziele zu erreichen, werden die Erneuerbaren Energien wei-
ter dynamisch ausgebaut.4 Im Stromsektor stammten 2014 
etwa 27 Prozent des Stromverbrauchs aus erneuerbaren 
Quellen – und 2015 schon fast ein Drittel. Ebenfalls zeigen 
sich auch im Stromsektor erste Erfolge bei den Bemühungen 
um mehr Energieeffizienz. Trotz anhaltenden Wirtschafts-
wachstums lag der Stromverbrauch 2015 um etwa 4 Prozent 
unter dem Höchstniveau des Jahres 2007.5 

Dennoch ist zu konstatieren: Die Treibhausgasemissionen im 
Stromsektor sind seit der Jahrtausendwende kaum gesun-
ken.6 Denn die Kohleverstromung in Deutschland verharrt auf 
konstant hohem Niveau, vor allem weil ein erheblicher Teil der 
durch den Zubau Erneuerbarer Energien und den Verbrauchs-
rückgang im Inland nicht mehr benötigten Stromproduktion 
aus Kohlekraftwerken in die Nachbarländer exportiert wird.

Vor diesem Hintergrund mündeten die kontroversen Dis-
kussionen des Jahres 2015 um die drohende Verfehlung 
des Klimaschutzziels 2020 in einer nicht bequemen, aber 
eindeutigen Erkenntnis: Deutschland kann nicht Energie-
wendeland sein und gleichzeitig Kohleland bleiben. Ohne 
zusätzliche Maßnahmen zur Minderung der Emissionen 
aus der Kohleverstromung werden die klimapolitischen 
Ziele nicht nur kurz-, sondern auch mittel- und langfris-
tig deutlich verfehlt. Der Grund dafür liegt in der Tatsache, 

3  BReg (2010), BMWi (2015a), AtG (2011).

4  EEG (2014).

5  AG Energiebilanzen (2015).

6  UBA (2015a). 

1 Einleitung und Hintergrund
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Konsenses zum Ausstieg aus dem Steinkohlebergbau und 
des Konsenses zum Ausstieg aus der Kernenergie. Sie be-
schreiben darüber hinaus die Bedingungen dafür, dass der 
bevorstehende Strukturwandel sozialverträglich, fair und 
zu möglichst geringen Kosten erfolgen kann. Agora Ener-
giewende stützt sich in Teilen dieses Positionspapiers auf 
umfangreiche Berechnungen, die von dem Beratungsunter-
nehmen enervis energy advisors auf Basis des dort entwi-
ckelten Strommarktmodells in mehreren Projektschritten 
durchgeführt und nun für diesen Vorschlag noch einmal 
weiterentwickelt und ergänzt wurden. Die Eckpunkte zielen 
insgesamt auf Konsens und mithin auf den Ausgleich diver-
gierender Interessen. Sie verzichten demgemäß auf die Ein-
beziehung extremer Positionen. 

Ergänzend zu dieser Kurzfassung veröffentlicht Agora 
Energie wende eine Langfassung dieses Impulspapiers. Die-
ses be schreibt ergänzend zur Kurzfassung die energiewirt-
schaftlichen Hintergrundanalysen, auf deren Basis der hier 
vorgeschlagene Kohlekonsens-Pfad entwickelt wurde. Es ent-
hält zwei weitere Kapitel (eines zu den energiewirtschaftlichen 
Auswirkungen eines Kohleausstiegs und eines zu den Entwick-
lungen in den Braunkohleregionen) sowie einen Datenanhang. 

In der Langfassung werden unter anderem die Prämis-
sen und die Szenarien beschrieben, die den Berechnungen 
des enervis-Strommarktmodells zugrunde liegen. Dar-
über hinaus werden zur gewählten Variante sukzessiver 
Kraftwerksstilllegungen die Effekte alternativer Instru-
mente zur Erreichung der Klimaziele, wie die zusätzliche 
CO₂-Bepreisung von Kohlekraftwerken oder die dauerhafte 
Etablierung einer Kohlereserve, analysiert. Schließlich wird 
in der Langfassung im Einzelnen überprüft, wie der schritt-
weise Ausstieg aus der Kohleverstromung in den Braunkoh-
leregionen im Rheinischen, Mitteldeutschen und Lausit-
zer Revier aussehen könnte und wie Braunkohlebedarf und 
Braunkohleverfügbarkeit unter den Bedingungen des vor-
geschlagenen Ausstiegspfads in den jeweiligen Revieren in 
Einklang gebracht werden können. 

Die Langfassung kann – ebenso wie die Kurzfassung – im 
Internet unter www.agora-energiewende.de heruntergela-
den werden. 

CO₂-Preissignal aussenden wird. Deutschland braucht des-
halb auch für die mittlere und lange Perspektive zusätzliche 
Maßnahmen zur CO₂-Reduzierung im Stromsektor.

Für alle energiewirtschaftlichen Akteure ist angesichts der 
langen Investitionszyklen und hohen Investitionsvolumina, 
die in dieser Branche bisher prägend waren, Planungssicher-
heit von überragender Bedeutung. Dies gilt ähnlich auch für 
die energieverbrauchende, insbesondere aber für die stro-
mintensive Wirtschaft. Deshalb kommt es nun darauf an, die 
Diskussion über die künftige Rolle der Kohle in der deut-
schen Energieversorgung gemeinsam und zeitnah mit Be-
teiligten und Betroffenen zu führen und dann die notwendi-
gen Entscheidungen zu treffen – ganz im Geiste des von der 
Ethik-Kommission „Sichere Energieversorgung“ im Jahr 2011 
ausgerufenen Gemeinschaftswerks für die Zukunft.

Dafür braucht Deutschland einen parteiübergreifenden, ge-
sellschaftlich breit verankerten Konsens, der einen sozial 
ausgewogenen und fair gestalteten Übergang in das neue 
Energiesystem ebnet und für die kommenden Dekaden si-
cherstellt. Die so gestaltete Energiewende schafft Planungssi-
cherheit und Verlässlichkeit und kann zum Motor einer über 
den Energiesektor hinausweisenden Modernisierung des 
Wirtschaftsstandorts Deutschland werden. Gelingt der Kon-
sens nicht, droht sich dagegen am Thema Kohleverstromung 
ein neuer gesellschaftlicher Großkonflikt zu entzünden, ver-
gleichbar mit der Jahrzehnte währenden Auseinandersetzung 
über die Kernenergie in Deutschland. Das Ergebnis wären 
anhaltende Planungsunsicherheit unter allen Beteiligten, In-
vestitionsattentismus und schließlich eine andauernde Läh-
mung aller Modernisierungsanstrengungen im Energiesektor. 
Deutschland würde zudem rasch seine Rolle als Vorreiter und 
Innovationsmotor der inzwischen in immer mehr Weltregi-
onen auch ökonomisch getriebenen Energiewende verlieren. 
Damit einher ginge ein Verlust an Chancen auf dem Feld ent-
scheidender Schlüsseltechnologien für das 21. Jahrhundert.

Die hier vorgelegten Eckpunkte beschreiben einen mög-
lichen Weg zur aktiven Gestaltung der im Rahmen der Ener-
giewende unausweichlich abnehmenden Rolle der Kohle-
verstromung in Deutschland bis hin zu ihrer Beendigung. 
Sie orientieren sich an den Erfahrungen im Kontext des 



IMPULSE | Elf Eckpunkte für einen Kohlekonsens 

15

Kohle war zunächst kostengünstig, heimisch und in den 
Nachkriegsjahren auch ohne Alternative. In den 1960er 
Jahren gewannen erst das Mineralöl (vor allem im Ver-
kehrssektor, aber auch in der Wärmeversorgung) und dann 
in den 1970er Jahren das Erdgas (in der Wärmeversorgung) 
immer größere Marktanteile zur Deckung des Primärener-
giebedarfs; die Kohle blieb jedoch weiterhin dominierend im 
Stromsektor der Bundesrepublik. Die absolute Dominanz in 
der Stromversorgung verlor die Kohle erst Ende der 1970er 
Jahre mit der Errichtung der ersten großen Kernkraftwerke. 
Atomstrom erreichte Ende der 1980er Jahre in West-
deutschland und auch noch in den Anfangsjahren des wie-
der vereinigten Deutschlands einen Anteil von etwa einem 
Drittel an der nationalen Elektrizitätsversorgung.

Auch in den Sektoren jenseits der Stromerzeugung, zum 
Beispiel im Bereich des Heizens und bei der Bahn, spielten 
Braun- und Steinkohle im Laufe der Zeit eine immer ge-
ringere Rolle. Steinkohle, die neben der Strom- auch für die 
Stahlproduktion wichtig blieb, wurde zudem wegen der im-
mensen Kostenvorteile zu immer größeren Teilen aus dem 
Ausland importiert.12 Bei der Braunkohle sind hingegen hei-
mische Förderung und heimischer Verbrauch eng gekoppelt, 
weil sie wegen ihres großen Wassergehalts beziehungs-
weise geringen Heizwertes für den Transport über große 
Distanzen nur in Ausnahmefällen in Frage kommt.

Trotz der Abnahme ihrer sektorübergreifenden Bedeutung 
für die Energieversorgung leisten Stein- und Braunkohle 
zusammengenommen immer noch den größten Beitrag zur 
deutschen Stromerzeugung. Noch im Jahr 2014 stammten 
rund 44 Prozent der hierzulande erzeugten Elektrizität aus 
Kohlekraftwerken.13 Weltweit waren es 2013 etwa 41 Pro-
zent.14 Der Grund für ihre nach wie vor starke Stellung im 

12  BMWi (2015c). 

13  AG Energiebilanzen (2015). 

14  IEA (2015a).  

Ohne die heimische Stein- und Braunkohle hätte weder die 
frühe Industrialisierung des 19. noch die flächendeckende 
Elektrifizierung Deutschlands zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts stattfinden können. Die im Inland geförderte Kohle 
blieb fast über das gesamte 20. Jahrhundert der wichtigste 
Motor für die Entwicklung des gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Lebens in Deutschland und für den Aufbau ei-
ner Montanindustrie, ohne die der Entwicklung des Indus-
triestandorts Deutschland die Basis gefehlt hätte. Jetzt hat 
das Kohlezeitalter seinen Zenit überschritten. Die Elektrifi-
zierung weitet sich über die klassischen Anwendungen hi-
naus aus auf die Sektoren Wärme und Mobilität. Doch diese 
neue Etappe der Entwicklung wird unter dem Imperativ des 
Klimaschutzes mit immer weniger Strom aus Kohle aus-
kommen müssen und auch können.

2.1  Kohle in Deutschland: Traditionell mehr 
als ein Wirtschaftsgut 

Nach dem Zweiten Weltkrieg setzte Deutschland wie schon 
zuvor auf Kohle als Basis seiner wirtschaftlichen Entwick-
lung – im Osten wie im Westen. Der devisenschwachen 
DDR sicherte der in großen Mengen verfügbare, weil heimi-
sche Energieträger Braunkohle bis 1989 das ökonomische 
Überleben. Über Jahrzehnte sorgten die Beschäftigten der 
Braunkohleindustrie der DDR unter schwierigen Bedingun-
gen für Versorgungssicherheit nicht nur im Strom-, sondern 
auch im Wärmesektor und in der Chemieindustrie. In der 
Bundesrepublik bildeten Stein- und Braunkohle das Funda-
ment für den ökonomischen Wiederaufstieg der jungen De-
mokratie. Bis weit in die 1950er Jahre hinein war die Kohle 
mit einem fast 90-prozentigen Anteil der absolut dominie-
rende Primärenergieträger in Deutschland.11 Sie wurde zum 
wichtigsten Garanten des frühen Wirtschaftswunders in 
Westdeutschland.

11  AG Energiebilanzen (1998), AG Energiebilanzen (2012). 

2  Das deutsche Stromsystem im Wandel und  
die Rolle der Kohle
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Identität. Kohle war und ist dort mehr als nur ein Brennstoff 
oder Wirtschaftsgut. 

Dennoch hat der Abschied bereits begonnen: So ist Ende 
2015 der Ausstieg aus der heimischen Steinkohleförderung 
fast vollendet. Die deutschen Steinkohlekraftwerke werden 
weitestgehend mit Importkohle versorgt, weil Steinkohle 
fast überall auf der Welt kostengünstiger gefördert werden 
kann als aus den extrem tief gelegenen Flözen in den deut-
schen Revieren. Die Folgen: Waren zu Hochzeiten des west-
deutschen Steinkohlebergbaus in den 1950er Jahren um die 
600.000 Menschen dort beschäftigt, sind es heute noch gut 
12.000 Beschäftigte.15 In drei Jahren, Ende 2018, geht diese 
Ära in Deutschland – ganz unabhängig von der Energie-
wende – zu Ende.

Auch in Ostdeutschland vollzog sich bereits ein massiver 
Strukturwandel in der Kohlewirtschaft. So wurde mit der 
Wiedervereinigung schnell deutlich, dass die dortige Braun-

15  Statistik der Kohlenwirtschaft (2015a). 

Wettbewerb liegt auf der einen Seite darin, dass Braunkohle 
in Deutschland und Steinkohle in vielen Weltregionen ein 
reichlich verfügbarer und kostengünstig förderbarer Ener-
gieträger ist und auf der anderen Seite darin, dass die durch 
die Kohleverbrennung verursachten externen Kosten – vor 
allem im Bereich des Klimawandels – ignoriert oder, wie 
im Fall des EU-Emissionshandels, bisher nur unzureichend 
in die ökonomische Gesamtrechnung einbezogen werden. 
Kohle ist deshalb in Deutschland nach wie vor ein wichtiger 
Energieträger. Vor allem aber erfolgte die beschleunigte In-
dustrialisierung der Schwellenländer in den letzten beiden 
Jahrzehnten zu großen Teilen auf Basis einer massiv ausge-
weiteten Verstromung der Kohle.

Hierzulande hat die Kohlewirtschaft infolge ihrer heraus-
ragenden Position im Nachkriegsdeutschland ein struk-
turpolitisches und kulturelles Eigengewicht entwickelt, das 
über ihre rein ökonomische Bedeutung noch hinausgeht. 
Stein- und Braunkohle sind für gewichtige Industrieregi-
onen Deutschlands Bestandteil der landsmannschaftlichen 

Beschäftigte im deutschen Braun- und Steinkohlebergbau 1960 - 2014 Abbildung 1

Statistik der Kohlenwirtschaft (2015a); Statistik der Kohlenwirtschaft (2015b), Statistik der Kohlenwirtschaft (2015c); eigene Berechnungen 
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sphäre emittiert werden, wenn das von den internationalen 
Staats- und Regierungschefs immer wieder bekräftigte – 
und zuletzt im Ergebnis der Weltklimakonferenz in Paris im 
Dezember 2015 noch einmal verschärfte – Ziel eingehalten 
werden soll, die globale Erderwärmung auf deutlich unter 
zwei Grad Celsius über das vorindustrielle Niveau zu be-
grenzen. Die globale Zwei-Grad-Grenze bedeutet daher: Der 
größte Teil der heute bekannten Kohle-, Öl- und Gasreser-
ven muss unter der Erde bleiben. Oder, noch konkreter: Ein 
Drittel der Ölreserven, die Hälfte des Erdgases und mehr als 
80 Prozent der heute bekannten Kohlereserven dürfen nicht 
mehr verbrannt werden.17

Als möglicher Ausweg aus dem Klimadilemma der fossilen 
Brennstoffe wurde bis vor einigen Jahren national, auf EU-
Ebene und weltweit intensiv die Möglichkeit diskutiert, das 
CO₂, das bei der Kohleverstromung entsteht, durch die Ab-
scheidung, den Abtransport und die anschließende Einlage-
rung des Klimagases in tiefe geologische Formationen (Car-
bon Capture and Storage, CCS) zu entschärfen. Diese Option 
zum jetzigen Zeitpunkt grundsätzlich und überall auf der 
Welt zu verwerfen, wäre voreilig. Allerdings hat sich CCS 
aufgrund der damit verbundenen hohen Kosten und fehlen-
den technologischen Entwicklungen bisher nirgends auf der 
Welt in großem Maßstab durchgesetzt. Von den insgesamt 
im Jahr 2007 geplanten zwölf CCS-Demonstrationsvorha-
ben in Europa wird derzeit kein einziges mehr verfolgt.18 
Zuletzt strich die britische Regierung eine Milliarde Pfund 
aus dem Haushalt, die für ein konkretes, bereits öffentlich 
ausgeschriebenes CCS-Demonstrationsprojekt vorgesehen 
waren.19

Im dicht besiedelten Deutschland hat zudem allein die An-
kündigung einer möglichen CCS-Strategie Bürgerinnen und 
Bürger in allen potenziell betroffenen Regionen gegen der-
artige Vorhaben mobilisiert. Auch die Landesregierungen 
der „Braunkohleländer“ Brandenburg, Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Nordrhein-Westfalen verfolgen diese Option 
für eine Weiterführung der CO₂-intensiven Kohleverstro-

17  McGlade/Ekins (2015).

18  DIW (2014a).

19  Edie.net (2015).

kohleförderung überdimensioniert war. Hier verlief der 
Rückgang ebenfalls dramatisch und binnen weniger Jahre. 
So gingen allein zwischen 1990 und 1995 im Braunkohle-
bergbau der früheren DDR (Lausitz und Mitteldeutsches Re-
vier) mehr als 86.000 Arbeitsplätze verloren. Heute arbeiten 
im deutschen Braunkohlebergbau – das heißt in Ost- und 
Westdeutschland zusammen – noch rund 16.000 direkt Be-
schäftigte (siehe Abbildung 1).16 

Die verbliebene Rolle der Kohle in der deutschen Energie-
versorgung wird in den bevorstehenden Jahrzehnten – wie 
bereits mehrfach in der Vergangenheit – erneut einem tief-
greifenden Wandel unterliegen. Ihr quantitativer Beitrag zur 
Stromerzeugung wird schon aufgrund der in den vergan-
genen Jahren bereits getroffenen energiepolitischen Festle-
gungen in dem Maße sinken müssen, in dem die Strompro-
duktion der Erneuerbaren Energien steigt und sich Erfolge 
im Bereich der Energieeffizienz einstellen. Verstärkt wird 
dies durch die klimapolitischen Notwendigkeiten, die in-
nerhalb des fossilen Sektors einen stärkeren Anteil der Gas-
verstromung gegenüber der Kohleverstromung erfordern, 
weil effiziente Gaskraftwerke weniger als die Hälfte der 
CO₂-Emissionen ausstoßen als entsprechende Kohlekraft-
werke.

2.2  Das Zeitalter der Kohle überschreitet 
seinen Zenit – nicht nur in Deutschland

Die unbestrittenen historischen Verdienste der Kohlewirt-
schaft als vielleicht wichtigster Treiber der Industriali-
sierung in Deutschland und der Welt ändern nichts daran, 
dass das Zeitalter der Kohle zu Ende gehen muss, wenn der 
Klimawandel auf ein kontrollierbares Maß begrenzt werden 
soll.

Die in den vergangenen Jahrzehnten akkumulierten Er-
kenntnisse der Klimawissenschaft lassen sich im Kon-
text der fossilen Energieträger auf eine einfache Aussage 
verdichten: Bis zum Ende des Jahrhunderts dürfen noch 
etwa 1.000 Gigatonnen CO₂-Äquivalente in die Atmo-

16   Statistik der Kohlenwirtschaft (2015b), Statistik der 
Kohlenwirtschaft (2015c), eigene Berechnungen.
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der Skandinaviens. Die im November 2015 verabschiede-
ten neuen OECD-Exporthilfe-Leitlinien enthalten ebenfalls 
entsprechende Vorgaben.24

Auch große Investoren ziehen sich zunehmend aus der 
Finanzierung von Unternehmen zurück, die sich auf den 
Brennstoff Kohle stützen. Seit Juni 2015 investiert der nor-
wegische Pensionsfonds, mit fast 800 Milliarden Euro 
größter Staatsfonds der Welt, nach einem entsprechenden 
Parlamentsbeschluss nicht mehr in Unternehmen, die mehr 
als 30 Prozent ihres Umsatzes oder ihrer Stromerzeugung 
auf Kohle stützen.25 Im Mai 2015 fasste der französische 
Versicherungskonzern Axa einen ähnlichen Beschuss und 
kurz vor der Klimakonferenz in Paris verkündete auch die 
Allianz als Europas größter Versicherungskonzern einen 
Teilausstieg aus ihren Kohlebeteiligungen.26 

Diese Entwicklung in der Finanzwirtschaft hat ihren Grund. 
Ende September 2015 warnte der Chef der britischen Zen-
tralbank (Bank of England), Mark Carney, die internatio-
nale Finanzbranche vor tiefgreifenden Auswirkungen, die 
ihr durch den Klimawandel drohten.27 Carney, der auch dem 
Rat für Finanzstabilität der G-20-Staaten vorsitzt, schlug 
auf Grundlage einer zuvor veröffentlichten Analyse sei-
nes Hauses vor, einen globalen Standard zur Bewertung 
der Klimaschädlichkeit von Unternehmen zu schaffen, auf 
dessen Grundlage Investoren das Risiko ihrer Geldanlagen 
neu bewerten könnten. Schließlich seien Investitionen in 
Unternehmen, deren Geschäftsmodell auf der Verbrennung 
von Kohle, Öl und Gas beruht, ein hohes Risiko für langfris-
tige Anlagen, , denn bei einem konsequenten Klimaschutz 
würden diese Assets massiv an Wert verlieren. Nach den 
Beschlüssen von Paris haben sich die Risiken von Investiti-
onen in klimabelastende Unternehmen weltweit noch ein-
mal verschärft.

24  OECD (2015). 

25  Handelsblatt (2015). 

26  Zeit Online (2015b). 

27  Bank of England (2015). 

mung deshalb nicht mehr. Gerade angesichts stetig sinken-
der Kosten für Wind- und Solarenergie ist es daher zumin-
dest in Deutschland und Europa immer unwahrscheinlicher, 
dass CCS für Kohlekraftwerke eine wesentliche Rolle spielen 
wird.

Vor diesem Hintergrund wächst der Druck, die Kohlever-
stromung zügig zu reduzieren. In Deutschland werden Kli-
maschutz und Energiewende – trotz aller öffentlichen Kri-
tik an den Details ihrer Umsetzung – regelmäßig von einer 
breiten Mehrheit unterstützt.20 Dagegen sinkt die Akzep-
tanz für die Verbrennung von Stein- und Braunkohle und 
den Aufschluss neuer Tagebaue in der Bevölkerung. In einer 
repräsentativen Umfrage der Bundesregierung zur Beliebt-
heit der Energieträger lag die Kohle im Jahr 2015 mit 5 Pro-
zent Zustimmung noch hinter der Kernenergie (8 Prozent 
Zustimmung).21 

Auch international rückt die Frage nach der Zukunft der 
Kohle vor dem Hintergrund der Klimadiskussion im-
mer stärker in den Fokus. So verabschiedeten die Staats- 
und Regierungschefs der G7 im Juni 2015 im bayerischen 
Schloss Elmau einen Beschluss, in dem sie „tiefe Einschnitte 
bei den weltweiten Treibhausgasemissionen“ forderten, 
„einhergehend mit einer Dekarbonisierung der Weltwirt-
schaft im Laufe dieses Jahrhunderts“.22 Eine Woche später 
forderte die Internationale Energieagentur (IEA) in ihrem 
Sonderbericht zum Klimawandel, alte Kohlekraftwerke 
vorzeitig stillzulegen und neue, ineffiziente zu verbieten.23 
Darüber hinaus erklärten in den vergangenen Jahren im-
mer mehr Förderbanken und Staaten, dass sie neue Kohle-
kraftwerke gar nicht mehr oder nur noch in Ausnahmefäl-
len genehmigen oder finanzieren wollen – hierzu zählen die 
Weltbank, die Europäische Investitionsbank (EIB), die Eu-
ropäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBRD), 
die Nordische Investitionsbank, aber auch gewichtige Staa-
ten wie die USA, Großbritannien, Frankreich und die Län-

20  BDEW (2015a). 

21  Zeit Online (2015a). 

22  G7 (2015). 

23  IEA (2015b).
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Schließlich stagniert auch in China erstmals der jahrzehn-
telange Kohle-Boom. Im Jahr 2014 ging dort die Kohlever-
brennung um 1,6 Prozent zurück, die Auslastung der chine-
sischen Kohlekraftwerke fiel auf den niedrigsten Wert seit 
über drei Jahrzehnten und die Kohleverbrennung entkop-
pelt sich immer stärker vom Wirtschaftswachstum.34 Auch 
wenn es verfrüht wäre, bereits vom Coal Use Peak in China 
zu sprechen, so ist doch unverkennbar: Das Land, das seit 
der Jahrtausendwende weltweit für 80 Prozent der gestie-
genen Kohleverbrennung verantwortlich war, hat eine Po-
litik weg von der Kohle eingeleitet. Der Grund ist hier neben 
der wachsenden Sorge um die Klimafolgekosten in China 
vor allem die extreme Luftverschmutzung in den Millionen-
städten, die zu einem großen Problem geworden ist.

Das globale Klimaschutzabkommen von Paris markiert ei-
nen weiteren Zwischenschritt auf dem Weg zur Dekarbo-
nisierung der Energieversorgung. So wurde nicht nur das 
Ziel bekräftigt, die globale Erwärmung auf unter 2 Grad ge-
genüber dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen, son-
dern sogar noch dadurch verschärft, dass die Erwärmung 
möglichst auf 1,5 Grad Celsius begrenzt werden soll.35 Auch 
wenn die von den Vertragsstaaten vorgelegten Klima-
schutzpläne bei weitem noch nicht ausreichen, um diese 
Ziele einzuhalten, wird doch mit dem historischen Abkom-
men die weltumspannende Klimaschutzpolitik faktisch 
unumkehrbar. Aus den zur Konferenz eingereichten natio-
nalen Minderungszielen (Intended Nationally Determined 
Contributions, INDCs) ermitteln unterschiedliche Abschät-
zungen noch eine mittlere weltweite Temperaturerhöhung 
zwischen 2,7 und 3,5 Grad Celsius. Eine schrittweise Erhö-
hung des Ambitionsniveaus alle fünf Jahre ist jedoch bereits 
verabredet. Bei allen angekündigten nationalen Aktivitäten 
steht dabei – neben dem Schutz der Wälder – der weitere 
Zubau der Erneuerbaren Energien sowie die Reduktion der 
Emissionen aus den fossilen Energieträgern Kohle, Öl und 
Gas im Vordergrund. Denn anders ist das vereinbarte Ziel 
der Klimaneutralität in der zweiten Hälfte dieses Jahrhun-
derts nicht erreichbar.

34  Bloomberg (2015). 

35  UNFCCC (2015). 

Parallel wurde bereits vor Paris in immer mehr Ländern 
aktiv ein Ausstieg aus der Kohle vorangetrieben. So hat der 
dänische Staatskonzern DONG energy den Beschluss zum 
Ausstieg aus der Kohleverstromung getroffen und setzt die-
sen sukzessive um.28 Ende November 2015 kündigte zudem 
die britische Regierung den vollständigen Ausstieg Groß-
britanniens aus der Kohleverstromung, die derzeit etwa 
30 Prozent der Stromerzeugung des Landes stellt, binnen 
10 Jahren an.29 Fast zeitgleich forderte das niederländische 
Parlament die Regierung in Den Haag auf, zeitnah alle Koh-
lekraftwerke zu schließen, darunter drei große neue Blöcke, 
die erst 2015 fertiggestellt worden waren.30 Auch in kleine-
ren EU-Staaten wie Finnland oder Österreich ist der Koh-
leausstieg bereits beschlossen. Und hinter den Plänen von 
Vattenfall, ihre Braunkohlekraftwerke in Deutschland zu 
verkaufen, steht letztlich der Beschluss der schwedischen 
Regierung, dass der Staatskonzern ein klimafreundliches 
Unternehmen werden soll.31

Auch in den USA drängt die Obama-Administration über 
die im Oktober 2015 veröffentlichte Klimaschutzregulierung 
der Environmental Protection Agency (EPA) die Kohlever-
stromung konsequent zurück.32 Die dortige Kohle, aufgrund 
des durch den Schiefergas-Boom ausgelösten Überange-
bots an Erdgas ohnehin unter Druck, muss künftig bei der 
Verstromung hohe Auflagen erfüllen, die in vielen Fällen 
Reinvestitionsentscheidungen (insbesondere Retrofitmaß-
nahmen zur Verlängerung der Lebensdauer von Kraftwer-
ken) unwirtschaftlich machen. Stammte im Jahr 2000 noch 
mehr als jede zweite Kilowattstunde in den USA aus Kohle-
kraftwerken, waren es 2015 nur noch knapp 40 Prozent. Bis 
2020 dürfte der Anteil auf etwa 30 Prozent weiter absin-
ken.33

28  Agora Energiewende (2015a). 

29  UK GOV (2015). 

30  Greenpeace (2015a). 

31  DIW (2014a).

32  EPA (2015). 

33  EIA (2015). 
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werke gebildet, die oft weit über 45 Jahre am Netz sind. Ein 
wachsender Teil des Kapitalstocks der Kohleverstromung 
in Deutschland ist deshalb überaltert. Daraus ergibt sich die 
Chance, den Kohleaussteig mit der Abschaltung überalterter 
Kraftwerke zu beginnen und so den Stromsektor insgesamt 
deutlich effizienter zu machen.

2.3  Deutschlands Klimaziele definieren den 
Ausstieg aus der Kohleverstromung

Deutschlands Beitrag zu den internationalen Aktivitäten zur 
Begrenzung des Klimawandels ergibt sich aus dem im Ener-
giekonzept 2010 der damaligen Bundesregierung aus Union 
und FDP  niedergelegten Klimaschutzpfad. Ziel ist es dem-
nach, die Treibhausgase bis zum Jahr 2020 um mindestens 
40 Prozent, bis 2030 um mindestens 55 Prozent, bis 2040 
um mindestens 70 Prozent und bis 2050 um 80 bis 95 Pro-
zent – jeweils gegenüber dem Niveau von 1990 – zu redu-
zieren.36 Dieser Klimaschutzpfad der Vorgängerregierung 
wurde von der aktuellen großen Koalition in ihrem Ersten 
Fortschrittsbericht zur Energiewende im Dezember 2014 
und im Vierten Monitoring-Bericht zur Energiewende im 
November 2015 jeweils erneut bekräftigt.37 Auch der Deut-
sche Bundestag hat diese Ziele im November 2015 in einem 
Beschluss im Vorfeld der Pariser Klimakonferenz noch ein-
mal bekräftigt.38

Ende 2014 lagen die Emissionen in Deutschland etwa 
26 Prozent unter dem Niveau von 1990, so dass bis 2020 
noch ein erheblicher Reduktionsbedarf verbleibt.39 Dem 
trägt die Bundesregierung mit ihrem im Dezember 2014 
verabschiedeten Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 
Rechnung. Ziel des Programms ist es, mit zusätzlichen Kli-
maschutzmaßnahmen über alle Emissionssektoren hinweg 
eine drohende Klimaschutzlücke von fünf bis acht Prozent 
gegenüber dem 40-Prozent-Ziel bis 2020 zu schließen. 
Dazu soll der Stromsektor über die bereits zuvor beschlos-

36  BReg (2010). 

37  BMWi (2014), BMWi (2015a). 

38  Deutscher Bundestag (2015a). 

39  UBA (2015b). 

Der Druck, den Einsatz klimaschädlicher Brennstoffe ins-
gesamt abzubremsen und schrittweise zu reduzieren, wird 
sich im Nachgang der Pariser Konferenz also in vielen 
Staaten nochmals erhöhen. Deutschland und sein Umgang 
mit der heimischen Kohle werden dabei neben den größten 
Emittenten China, USA und Indien im Fokus stehen, weil 
das Land weltweit als Lackmus-Test zur Beantwortung der 
Frage gilt, ob die Energiewende mit einem kompletten Aus-
tausch der energetischen Basis in einem entwickelten In-
dustrieland erfolgreich gestaltet werden kann.

Insgesamt sprechen immer mehr Anzeichen dafür, dass das 
Kohlezeitalter in diesen Jahren seinen Zenit überschrei-
tet. Ziel muss es deshalb sein, die Transformation weg von 
der Kohle ohne gravierende Strukturbrüche zu gestal-
ten – insbesondere in Deutschland. Das ist auch möglich, 
weil zum einen die notwendigen Veränderungen um mehr 
als eine Größenordnung kleiner sind als die bereits erfolg-
ten Strukturveränderungen im westdeutschen Steinkohle-
bergbau beziehungsweise in den ost- und mitteldeutschen 
Braunkohlerevieren. Zum andern erleichtert auch der für 
die Transformation zur Verfügung stehende vergleichsweise 
lange Zeitraum von mindestens 20 Jahren die Aufgabe, den 
Strukturwandel friktionsarm zu gestalten. Dies ist darü-
ber hinaus auch ökonomisch sinnvoll, weil ein allmählicher 
Übergang in kalkulierbaren Schritten die Transformations-
kosten senkt und allen Betroffenen bei früher Einleitung der 
notwendigen Schritte noch ausreichend Zeit für die Um-
stellung lässt. 

Verfehlt wäre es dagegen, die Reduzierung der Kohlever-
stromung nach den Debatten und internationalen Entwick-
lungen des Jahres 2015 erneut auf die lange Bank zu schie-
ben. Im Ergebnis würde dann wahrscheinlich in 10 oder 
15 Jahren unter dem Eindruck sich verschärfender Folgen 
des Klimawandels ein erheblich radikalerer und schnellerer 
Ausstieg aus der Kohleverstromung durchgesetzt werden. 
Nur in einem solchen Szenario – lange warten, dann aber 
tiefgreifende Entscheidungen – drohen real die im Kon-
text eines Kohleausstiegs oft befürchteten Strukturbrü-
che. Darüber hinaus hat sich in den vergangenen Jahren, 
gerade auch aufgrund der mangelnden Rentabilität von 
Gaskraftwerken, ein hoher Bestand sehr alter Kohlekraft-
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(hierbei handelt es sich vor allem um prozessbedingte Emis-
sionen aus der Industrie sowie Emissionen aus der Land-
wirtschaft) schwieriger und teilweise deutlich teurer.

Diese Notwendigkeit spiegelt sich auch in den Ergebnis-
sen der zentralen Klimaschutz- und Energieszenarien, die 
im Auftrag der Bundesregierung Projektionen bis 2050 
durchführen.43 Trotz der Unterschiede im Hinblick auf die 
Definition des Klimaziels sowie in der Sektorenabgrenzung 
zeigen sowohl das Klimaschutzszenario 80 (KS 80) und das 
Klimaschutzszenario 90 (KS 90) von Öko-Institut/Fraunho-
fer ISI im Auftrag des Bundesumweltministeriums als auch 
das Zielszenario der aktuellen Energiereferenzprognose von 
EWI/Prognos im Auftrag des Bundeswirtschaftsministeri-
ums, dass die energiebedingten Emissionen in allen Sek-
toren signifikant zurückgehen müssen (siehe Abbildung 2). 
Für die Energiewirtschaft bedeutet das, dass die Emissionen 
bis 2030 auf 194 bis 126 Millionen Tonnen (entspricht einer 
Minderung um 55 bis 71 Prozent), bis 2040 auf 126 bis 48 
Millionen Tonnen (71 bis 89 Prozent) und bis 2050 gar auf 
74 bis 7 Millionen Tonnen (83 bis 98 Prozent) zurückgehen 
müssen, um eine kosteneffiziente Einhaltung der Klima-
schutzziele zu gewährleisten. 44

Die gelegentlich geäußerte Annahme, dass die Energiewirt-
schaft höhere Budgets erhalten könnte, weil Emissionsmin-
derungen ja auch in anderen Sektoren erfolgen könnten, ist 
durch die Szenarien nicht gedeckt, da auch in allen ande-
ren Sektoren von sehr erheblichen Emissionsrückgängen 
ausgegangen wird. Berücksichtigt man darüber hinaus, dass 
EWI/Prognos nur die energiebedingten Emissionen mo-
dellieren und die Tatsache vernachlässigen, dass die Sekto-
ren der nicht-energetischen Emissionen bis zum Jahr 2050 
vermutlich eine Treibhausgasminderung von minus 80 Pro-

43  EWI/Prognos (2014), Öko-Institut/Fraunhofer ISI (2014). 

44   Die hier für die Energiewirtschaft ausgewiesenen Emissionsdaten 
folgen der Abgrenzung der Nationalen Treibhausgasinventare 
und erfassen die Kraftwerke, Heizkraftwerke und Heizwerke 
der öffentlichen Versorgung sowie die Erzeugungsanlagen 
der sonstigen Energiewirtschaft (Raffinerien etc.), nicht aber 
die Emissionen aus den Kraftwerken und Heizkraftwerken 
des Verarbeitenden Gewerbes. Die Emissionen dieser 
Industriekraftwerke werden hier vom Sektor „Industrie“ erfasst.

senen Maßnahmen hinaus zusätzlich eine Minderung um 
22 Millionen Tonnen CO₂ bis 2020 beitragen.40 Nach einer 
intensiv geführten öffentlichen Diskussion über den zu-
nächst vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
vorgeschlagenen Klimabeitrag sollen nun Braunkohlekraft-
werke mit einer Gesamtleistung von 2,7 Gigawatt schritt-
weise stillgelegt werden und zuvor noch jeweils vier Jahre 
für extreme Knappheitssituationen auf dem Strommarkt als 
so genannte Sicherheitsbereitschaft zur Verfügung stehen.41 
Als Ergebnis dieser Maßnahme wird eine zusätzliche Emis-
sionsminderung von 11 Millionen Tonnen CO₂ erwartet. 
Um die angestrebten 22 Millionen Tonnen an zusätzlicher 
CO₂-Minderung zu erreichen, soll zudem die Förderung der 
Kraft-Wärme-Kopplung mit dem Ziel aufgestockt werden, 
bis zu vier Millionen Tonnen CO₂ zusätzlich einzusparen. 
Außerdem sollen diverse weitere Klimaschutzmaßnahmen 
auch außerhalb des Stromsektors das Erreichen der zusätz-
lichen CO₂-Minderung sicherstellen.

Darüber hinaus sieht das Aktionsprogramm Klimaschutz 
2020 einen Katalog weiterer Maßnahmen im Wärme- be-
ziehungsweise Kältesektor sowie im Transportbereich vor, 
um die Klimaschutzlücke zu schließen. Zusätzliche Klima-
schutzmaßnahmen betreffen auch andere Sektoren wie die 
Landwirtschaft, die Abfallwirtschaft oder prozessbedingte 
Emissionen aus der Industrie. 

Für das Jahr 2016 hat die Bundesregierung entsprechend 
den Festlegungen des Koalitionsvertrags im Rahmen des 
Aktionsprogramms angekündigt, einen langfristig angeleg-
ten Klimaschutzplan 2050 zu verabschieden, in dem auch 
konkrete Maßnahmen für die Zwischenziele 2030 und 
2040 formuliert werden sollen.42 Es ist bereits jetzt abseh-
bar, dass zur Erreichung der erforderlichen Treibhausgas-
minderungen der Energiesektor insgesamt, insbesondere 
aber die Stromerzeugung, einen überdurchschnittlichen 
Beitrag wird leisten müssen, da ein Großteil der Treibhaus-
gasemissionen in Deutschland energiebedingt ist. Zudem 
ist die Vermeidung der nicht-energiebedingten Emissionen 

40  BMUB (2014).

41  BMWi (2015b).

42  CDU/CSU/SPD (2013).  
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stets gering. Ursache dafür waren die anhaltend niedrigen 
CO₂-Preise. Von Anfang an zu großzügig ausgegebene Zer-
tifikate, zusätzliche Emissionsgutschriften im Rahmen der 
Kyoto-Mechanismen Joint Implementation (JI) und Clean 
Development Mechanism (CDM) und schließlich die in 
Teilen Europas noch nicht überwundene Wirtschaftskrise 
haben dazu geführt, dass das System schon seit Jahren mit 
Überschüssen von deutlich mehr als zwei Milliarden Ton-
nen CO₂-Emissionsberechtigungen ausgestattet ist.45

Aus diesem Grund hat sich der Europäische Rat im Oktober 
2014 auf eine grundlegende Reform des Emissionshandels-
systems verständigt: Ab dem Jahr 2019 soll die so genannte 
Marktstabilitätsreserve (MSR) in Kraft treten, um den 
Marktpreis für CO₂-Zertifikate zu stabilisieren. Dafür sol-
len die bestehenden Überschüsse schrittweise abgeschöpft 
und vorübergehend in einer Reserve außerhalb des Mark-
tes vorgehalten werden. Zudem soll über eine Anhebung des 
jährlichen CO₂-Reduktionsfaktors von derzeit 1,74 Prozent 

45  Agora Energiewende (2015b).

zent nicht darstellen können (aufgrund der prozessbeding-
ten Emissionen in der Industrie und den Emissionen aus 
der Tierhaltung in der Landwirtschaft), dann wird deutlich, 
dass das Emissionsbudget der Energiewirtschaft im Jahr 
2050 zwischen dem KS 80- und dem KS 90-Szenario liegen 
dürfte, also bei 64 bis 7 Millionen Tonnen (85 bis 98 Pro-
zent). Ein solches Minderungsniveau ist ohne einen Kohle-
ausstieg nicht zu erreichen. 
 
2.4  Der europäische Emissionshandel bedarf 

der nationalen Flankierung

Neben dem Ausbau der Erneuerbaren Energien und der 
Senkung des Gesamtstrombedarfs durch Effizienzmaßnah-
men ist der Emissionshandel derzeit sowohl auf nationaler 
als auch auf europäischer Ebene ein zentrales Instrument, 
die Treibhausgasemissionen des Stromsektors schrittweise 
und kosteneffizient zu reduzieren.

In den letzten Jahren war der Beitrag des Emissionshandels 
zu den Treibhausgasminderungen des Stromsektors jedoch 

Entwicklung der Treibhausgasemissionen nach Sektoren in verschiedenen Zielszenarien Abbildung 2

EWI/Prognos (2014); Öko-Institut/Fraunhofer ISI (2014)
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Hinweis:

Unterschiede in den hier betrachteten Ziel-
szenarien resultieren insbesondere aus 
 einerseits einer divergierenden Zieldefi ni-
tion, andererseits leicht unterschiedlicher 
Sektorenabgrenzung. 

-  Verfügbare Gesamtbudgets: EWI/Prognos 
ERP zielt auf eine Reduktion lediglich der 
energetischen Treibhausgasemissionen um 
80 Prozent bis 2050. Nicht-energetische 
Emissionen werden nicht berücksichtigt. 
Öko-Institut/ISI KS80 bzw. KS90 zielen hin-
gegen auf eine Reduktion der gesam-
ten Treibhausgasemissionen um 80 bzw. 
90 Prozent bis 2050. Dadurch ergeben sich 
entsprechend niedrigere Zielbudgets für 
die Stützjahre. 

-  Sektorenabgrenzung: EWI/Prognos ERP 
ordnet sämtliche Emissionen vier Sektoren 
zu: Energiewirtschaft, Verkehr, Industrie, 
Haushalte/GHD. Öko-Institut/ISI KS80 bzw. 
KS90 weisen darüber hinaus noch weitere 
Sektoren aus, die hier unter „Sonstige“ zu-
sammengefasst werden; dabei handelt es 
sich weitestgehend um nicht-energetische 
Emissionen, die in der EWI/Prognos ERP 
nicht berücksichtigt werden

Verkehr Industrie Haushalte und GHD Sonstige
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nisierung des Wärme- und Verkehrssektors – neben der 
Steigerung der Energieeffizienz insbesondere im Bereich 
der Gebäudesanierung – in der zunehmenden Elektrifi-
zierung dieser Sektoren. Elektromobilität und Wärme-
pumpen entwickeln sich zu Schlüsseltechnologien im 
Verkehrs- und Wärmebereich. Ergebnis ist die Integra-
tion des Strom-, Wärme- und Verkehrssektors auf Basis 
von erneuerbar produziertem Strom. Dies führt wegen der 
Ausweitung der Stromanwendungen selbst dann zu ei-
nem leicht steigenden Stromverbrauch, wenn gleichzeitig 
erhebliche Effizienzverbesserungen bei den klassischen 
Stromanwendungen gelingen.47 Falls die CO₂-Intensität der 
Stromproduktion (gegenwärtig 569 g CO₂/kWh)48 wegen 
eines anhaltend hohen Kohlestrom anteils nicht ausrei-
chend sinkt, führt die Ausweitung der Stromanwendun-
gen dazu, dass die Klimaziele im Stromsektor noch stärker 
verfehlt würden. 

Dies wäre gleichbedeutend mit der Aufgabe der internatio-
nalen Vorreiterrolle des Energiewendelandes Deutschland. 
Denn trotz der Verabredung gemeinsamer und europawei-
ter Instrumente wie dem EU-Emissionshandel verbleibt die 
politische Verantwortung für die Entwicklung nationaler 
Emissionen nach wie vor bei den Mitgliedstaaten. Insbe-
sondere angesichts der Tatsache, dass einzelne EU-Mit-
gliedstaaten ein geringeres Ambitionsniveau verfolgen, 
kann Deutschland als Vorreiter nicht auf eigene nationale 
Ziele verzichten und sich von niedrigen Minderungsambiti-
onen anderer abhängig machen. 

Schließlich ist ein nationales Instrument parallel zum 
Emissionshandel auch ratsam, um bezüglich der Frage des 
Aufschlusses neuer Tagebaue (oder Tagebauteilabschnitte) 
beziehungsweise dem Verzicht darauf entsprechende Pla-
nungssicherheit herzustellen. Da das Preissignal im EU-
Emissionshandel auf absehbare Zeit niedrig ist und auch auf 
mittlere Sicht unsicher bleibt, ob und wann sich der Preis auf 
einem höheren Niveau einpendelt, erweist er sich als unge-
eignetes Instrument zur langfristigen Steuerung der Tage-

47  Fraunhofer IWES (2015).

48  UBA (2015a).

pro Jahr auf dann 2,2 Prozent pro Jahr auf die bisher regel-
mäßige Überausstattung des Zertifikatemarktes reagiert 
werden.

Die Entscheidung der Bundesregierung, bis 2020 zusätz-
liche, den Emissionshandel flankierende Klimaschutz-
maßnahmen wie die Sicherheitsbereitschaft von Braun-
kohlekraftwerken zu ergreifen, ist folgerichtig. Denn die 
Marktstabilitätsreserve soll erst im Jahr 2019 in Kraft tre-
ten. Relevante Auswirkungen auf die Emissionen aus dem 
deutschen Stromsektor sind deshalb vor 2020 nicht zu er-
warten.

Soll die Dekarbonisierung des deutschen Stromsektors 
weitergeführt werden, ist die Schaffung eines zusätzlichen 
Klimaschutzinstruments auf nationaler Ebene jedoch nicht 
nur vorübergehend, sondern auch nach 2020 unabdingbar. 
Aufgrund der hohen Überschüsse im Emissionshandels-
system ist trotz der Marktstabilitätsreserve auch bis 2030 
nur ein moderater Preisanstieg auf etwa 25 Euro je Tonne 
CO₂ zu erwarten. Auch wegen der immer engeren Verknüp-
fung des deutschen Strommarktes mit seinen Nachbar-
ländern wird ein solches Preisniveau keine signifikante 
Reduktion der Stromerzeugung aus Braun- und Steinkoh-
lekraftwerken in Deutschland bewirken: Vielmehr würde 
Strom aus diesen Kraftwerken auch in Zukunft Strom aus 
Gaskraftwerken im In- und Ausland verdrängen. Emissi-
onsminderungen im Stromsektor würden lediglich aus der 
altersbedingten Stilllegung von Kohlekapazitäten resultie-
ren. Auch wenn der CO₂-Preis bis 2040 auf etwa 40 Euro 
je Tonne CO₂ ansteigt, bliebe weiterhin ein zu hoher Kohle-
stromanteil im System. In der Folge würde der Stromsek-
tor seinen Beitrag zur Erreichung der Klimaschutzziele für 
2030 und 2040 verfehlen.46 

Die Nicht-Einhaltung der Klimaschutzziele im Strom-
sektor hätte weitreichende Folgen, denn diesem Sektor 
kommt im Zuge der Dekarbonisierung des gesamten Ener-
giesektors in Zukunft eine immer gewichtigere Rolle zu. 
Aufgrund der begrenzten Verfügbarkeit von Biomasse für 
energetische Zwecke liegt die Antwort für die Dekarbo-

46  enervis (2015b). 
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bauplanung.49 Sollten die aktuellen CO₂-Preiserwartungen 
eintreten, würde in allen deutschen Braunkohle-Regionen 
bis weit nach 2050 Braunkohle gefördert. In der Konsequenz 
müssten weitere Tagebaue aufgeschlossen werden. Eine sol-
che Zukunftsperspektive ist zweifelsohne mit den Klima-
schutzzielen Deutschlands nicht vereinbar.

49   Der Emissionshandel wird immer weniger als umfassendes 
Instrument gesehen, neben dem keine weitere klimapolitischen 
Maßnahmen Platz haben, sondern als ein Element eines 
klimapolitischen Policy-Mix, das mit anderen Instrumenten 
sinnvoll verzahnt werden muss, vergleiche hierzu unter 
anderem IEA (2011) und Öko-Institut (2010).
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das Auslaufen des Steinkohlebergbaus würde der Konsens 
über den Ausstieg aus der Kohleverstromung nach der Eini-
gung über die Inhalte in Gesetzesform gegossen und in ei-
nem breit getragenen Beschluss in Bundestag und Bundes-
rat verabschiedet.

Agora Energiewende legt hiermit elf Eckpunkte für einen 
solchen gesellschaftlichen Kohlekonsens vor, die als Grund-
lage für die Diskussionen dienen können. Die Eckpunkte 
stützen sich auf umfangreiche energiewirtschaftliche 
Analysen und Modellierungen, die von dem Beratungsun-
ternehmen enervis energy advisors im Auftrag von Agora 
Energiewende in den letzten Monaten durchgeführt wurden 
(siehe Kapitel 5 und 6 der Langfassung).

Nach all dem ist klar, dass Deutschland der Diskussion über 
den Ausstieg aus der Kohleverstromung nicht länger aus-
weichen sollte. Dafür spricht nicht nur die Dringlichkeit, 
beim Klimaschutz zu realen Ergebnissen zu kommen, son-
dern es ist auch eine Frage der Glaubwürdigkeit Deutsch-
lands und der deutschen Energiewende in der Welt sowie 
der Ehrlichkeit der deutschen Politik gegenüber den betrof-
fenen Energieregionen innerhalb Deutschlands. Mit jedem 
Jahr des Wartens wächst das Risiko eines eher planlosen, 
mit erheblichen sozialen, energie- und regionalwirtschaftli-
chen Verwerfungen verbundenen Abschieds von der Kohle. 
Das zweifelhafte Vorbild wäre dann der Ausstieg aus der 
Kernenergie, der nach jahrzehntelangen politischen Ausei-
nandersetzungen am Ende ausgelöst durch ein äußeres Er-
eignis – die Reaktorkatastrophe von Fukushima – endgültig 
besiegelt und für die betroffenen Unternehmen unerwartet 
abrupt umgesetzt wurde.

In diesem Jahr 2016 besteht die große Chance, einen wirt-
schafts- und sozialverträglichen Ausstieg aus der Kohle-
verstromung in einem gesteuerten, gesellschaftlich und po-
litisch breit getragenen Prozess auszuhandeln und in dieser 
Legislaturperiode gesetzlich zu beschließen. Der dafür not-
wendige Aushandlungsprozess sollte zeitnah beginnen und 
bis Ende des Jahres 2016 zum Abschluss kommen.

Der Kohleausstieg bleibt jedoch auch dann, wie die gesamte 
Energiewende, ein Generationenprojekt. Er braucht eine 
breite gesellschaftliche Basis, um im politischen Tagesge-
schäft zu bestehen und nicht immer wieder in Frage gestellt 
zu werden. Nur so können langfristig verlässliche Rahmen-
bedingungen für die betroffenen Regionen und Investoren 
geschaffen werden. 

Ziel sollte es sein, einen gesellschaftlichen Konsens über den 
Ausstieg aus der Kohleverstromung herbeizuführen, der ei-
nen Zeitplan sowie seine Rahmenbedingungen beinhaltet 
und von Vertretern aller politischen Parteien, der Energie-
wirtschaft sowie der Zivilgesellschaft getragen wird. Analog 
zu den Konsensvereinbarungen über den Atomausstieg und 

3 Elf Eckpunkte für einen Kohlekonsens
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anstehenden Beratungen zum Klimaschutzplan 2050 einen 
Dialogprozess starten, an dem alle für einen Kohlekonsens 
relevanten Interessen vertreten sind. Gemeinsames Ziel 
sollte es sein, bis zum Jahresende 2016 zu ausformulier-
ten Ergebnissen zu kommen und diese dem Bundestag und 
Bundesrat zur Beratung und Entscheidung vorzulegen. Das 
hier von Agora Energiewende vorgelegte Eckpunktepapier 
versteht sich als ein erster Input für den vorgeschlagenen 
„Runden Tisch Nationaler Kohlekonsens“.

Die Frist für eine Verständigung über einen Kohlekonsens 
noch in dieser Legislaturperiode ist knapp bemessen. Die 
Vergangenheit hat jedoch gezeigt, dass Konstellationen wie 
die gegenwärtige – mit großer Koalition im Bund und ab-
weichenden Mehrheitsverhältnissen im Bundesrat – die 
Chancen für einen parteiübergreifenden und Planungssi-
cherheit stiftenden Konsens erhöhen.

Die Diskussionen des Jahres 2015 über den Vorschlag eines 
Klimabeitrags und die Braunkohle-Sicherheitsbereitschaft 
mit Großdemonstrationen am Brandenburger Tor und in den 
Braunkohleregionen sowie der Besetzung von Braunkohle-
gruben haben einen Vorgeschmack darauf vermittelt, was es 
für die Etablierung des neuen angestrebten Energiesystems 
in Deutschland bedeutet, wenn die Auseinandersetzung um 
die künftige Rolle der Kohle in der Stromversorgung über 
Jahrzehnte im andauernden Konfliktmodus geführt wird.

Die Bundesregierung hat jetzt die Chance, einen jahrzehnte-
langen Fundamentalkonflikt nach dem Muster der Kern-
energiediskussion zu vermeiden und stattdessen zeitnah in 
einem parteiübergreifenden, strukturierten Dialogprozess 
mit den wesentlichen Beteiligten eine umfassende Kon-
senslösung zu finden. Das Ergebnis wäre nach den Be-
schlüssen zum Marktdesign und zum Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz ein weiterer zwingend notwendiger Beitrag 
zur Planungs- und Investitionssicherheit, deren Fehlen seit 
Jahren zu Recht von allen energiewirtschaftlichen Akteu-
ren beklagt wird. Solange die Modalitäten eines Kohleaus-
stiegs nicht geklärt sind, ist nicht davon auszugehen, dass 
es zu Kraftwerks-Neuinvestitionen in Deutschland kommt. 
Ein Kohleausstieg im Konsens der wesentlichen Beteiligten 
sichert nicht zuletzt die deutsche Vorreiterrolle im globalen 
Klimaschutz und mit ihr die mit dieser Rolle eng verknüpf-
ten Innovationsimpulse für die gesamte Wirtschaft.

Agora Energiewende schlägt deshalb vor, sehr zeitnah einen 
politischen Prozess einzuleiten, der noch in der laufenden 
Legislaturperiode eine einvernehmliche Einigung über den 
Ausstieg aus der Kohleverstromung in Deutschland er-
möglicht. Dazu sollte die Bundesregierung im Kontext der 

Eckpunkt 1: Zeitnahe Einberufung eines „Runden Tischs Nationaler Kohlekonsens“

Die Bundesregierung lädt zeitnah zu einem „Runden Tisch Nationaler Kohlekonsens“ ein. Es geht dabei um einen ver-
trauensvollen Dialogprozess zur Aushandlung der Kernelemente eines Ausstiegs aus der Kohleverstromung, um einen 
erneuten jahrzehntelangen energiepolitischen Fundamentalkonflikt zu vermeiden. Ziel sollte es sein, noch 2016 zu 
einem politisch und gesellschaftlich breit getragenen Ergebnis zu kommen, damit – analog zu Steinkohlekonsens und 
Atomkonsens – alle Beteiligten frühzeitig Planungs sicherheit hinsichtlich der anstehenden Dekarbonisierung erhal-
ten.
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Den analytischen Hintergrund für das vorgeschlagene End-
datum bilden in den vergangenen Monaten durchgeführte 
energiewirtschaftliche Berechnungen von enervis energy 
advisors im Auftrag von Agora Energiewende (siehe Kapitel 
5 und 6 der Langfassung). Ausgangspunkt hierfür war die 
unumstrittene Zielsetzung einer übergreifenden Treibhaus-
gasreduktion von 80 bis 95 Prozent in Deutschland bis 2050 
unter das Niveau von 1990. Geht man von einem mittle-
ren Szenario aus (konkret: minus 87 Prozent) und berück-
sichtigt die Tatsache, dass in den Sektoren Industrie und 
Landwirtschaft bestimmte Restemissionen auch langfristig 
nicht vermieden werden können (siehe Kapitel 2), muss der 
Stromsektor seine Treibhausgasemissionen bis 2050 um 
mindestens 90 Prozent gegenüber 1990 reduzieren. Dies 
impliziert nach den vorliegenden Analysen den schrittwei-
sen Ausstieg aus der Nutzung von Braun- und Steinkohle 
bis Ende 2040. Das Enddatum 2040 bedeutet auch, dass 
kein neuer Braunkohletagebau mehr geöffnet werden muss, 
um die Braunkohlekraftwerke ausreichend mit Brennstoff 
zu beliefern (siehe Eckpunkt 6).

Bei der Umsetzung der Emissionsminderung ist ein schritt-
weises Vorgehen ratsam, um eine kontinuierliche und plan-
bare Entwicklung zu gewährleisten. Agora Energiewende 
schlägt deshalb vor, die Reduktion der Kohleverstromung an 
einem sektoralen CO₂-Zielpfad auszurichten, der bis 2020  
eine Minderung der Emissionen um 40 Prozent und bis 
2050 um 90 Prozent vorsieht. Die linear fortgeschriebenen 
Zwischenziele verlangen dann eine Minderung um 57 Pro-
zent bis 2030 und um 73 Prozent bis 2040. Denn es würde 
in der Öffentlichkeit als unglaubwürdig angesehen, ein 
Enddatum zu verkünden, aber für den Weg dorthin keine 
konkreten Schritte zu benennen. Zwar zeigen die Modell-

Letztlich erwarten alle energiewirtschaftlichen Akteure, 
dass die Nutzung der Kohle in Deutschland eines Tages be-
endet wird. Bei der Frage des Enddatums der Kohlenutzung 
existieren jedoch sehr unterschiedliche Vorstellungen. So 
fordert Greenpeace die Beendigung der Braunkohleverstro-
mung bis 2030 und ein Ende der Steinkohleverstromung 
bis 2040.50 Bündnis 90/Die Grünen wollen innerhalb der 
nächsten 20 Jahre aus der Kohle aussteigen,51 der BUND hält 
gar einen Ausstieg innerhalb der nächsten 15 Jahre für mög-
lich.52 Demgegenüber gehen etwa EWI/Prognos im Zielsze-
nario der Energiereferenzprognose auch im Jahr 2050 noch 
von einer Kohleverstromung von insgesamt 26 TWh aus.53 
Und die Wirtschaftsprüfer Warth & Klein Grant Thornton, 
die für die Bundesregierung eine Begutachtung der Atom-
rückstellungen der Energieversorger vorgenommen haben, 
gehen gar erst von einem Kohleausstieg um das Jahr 2060 
aus.54

Agora Energiewende schlägt vor, das Jahr 2040 als End-
datum der Kohleförderung und -nutzung zu wählen. Dies 
ist die logische Folge aus den nationalen mittelfristigen 
Klimaschutzzielen und lässt der Energiewirtschaft einen 
25-jährigen Übergangszeitraum, in dem sie den Umbau ih-
rer Geschäftsmodelle und ihrer Unternehmensstrukturen 
vollziehen kann.

50  Greenpeace (2015b).

51  Bündnis 90/Die Grünen (2015).

52  BUND (2015).

53  EWI/Prognos (2014).

54  Warth & Klein Grant Thornton (2015).

Eckpunkt 2: Ein schrittweiser, gesetzlich geregelter Ausstieg aus der Kohleverstromung bis 2040

Der Ausstieg aus der Kohleverstromung in Deutschland erfordert Klarheit bei drei Kernelementen: Die Nutzung der 
Kohle in Deutschland braucht ein Enddatum, an dem sich alle orientieren können, der Ausstieg erfolgt entlang eines 
klar definierten Pfads und er muss Rechtssicherheit für alle Beteiligten bieten. Kompatibel mit den deutschen Klima-
schutzzielen ist ein schrittweiser Ausstieg aus der Kohleverstromung beginnend 2018 mit dem Enddatum 2040. Er 
sollte in Gesetzesform gefasst und mit breiter Mehrheit von Bundestag und Bundesrat verabschiedet werden.
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der deutschen Regierung verkündete Ziel lautet, die glo-
bale Erwärmung auf deutlich unter zwei Grad, möglichst auf 
1,5 Grad Celsius zu begrenzen.

Bis 2014 sind die CO₂-Emissionen der Stromerzeugung le-
diglich um 16 Prozent, und damit deutlich unterproporti-
onal gegenüber der Gesamtemissionsentwicklung (minus 
26 Prozent), gesunken.56 Um den CO₂-Zielpfad des Strom-
sektors zu erreichen, ist es daher zunächst erforderlich, die 
aktuell bestehende Klimaschutzlücke zu schließen, in-
dem die Emissionen der Stromerzeugung schrittweise auf 
den CO₂-Zielpfad zurückgeführt werden. Diese Einstiegs-
phase würde in dem hier vorgeschlagenen Kohlekonsens­
pfad 2040 sieben Jahre dauern, von 2018 bis 2025 (siehe 
Eckpunkt 4). Um den CO₂-Zielpfad anschließend dauerhaft 
einzuhalten und nicht wieder zu den Business­as­usual-
Emissionen zurückzukehren, genügt dies jedoch nicht. 
Vielmehr muss die zusätzliche Emissionsminderung nach 
2025 weitergehen. Sie kann sich jedoch in der Konsolidie­

56  UBA (2015a), UBA (2015b).

rechnungen, dass auch ohne weitere Maßnahmen nach und 
nach alte Kohlekraftwerke abgeschaltet würden.55 Bis 2040 
lägen die Emissionen des deutschen Stromsektors in diesem 
Referenzfall jedoch im Jahresdurchschnitt kontinuierlich 
etwa 40 Millionen Tonnen über dem CO₂-Zielpfad.

Wenn jedoch Deutschlands Stromsektor 25 Jahre lang jähr-
lich 40 Millionen Tonnen CO₂ zu viel emittiert, bedeutet dies 
nicht nur eine klare Zielverfehlung der deutschen Klima-
schutzziele 2030 und 2040, sondern auch für die Atmo-
sphäre eine Gigatonne mehr CO₂. Denn für das globale Klima 
ist die Summe der im Zeitraum 2015 bis 2050 emittierten 
Mengen an CO₂ relevant und nicht die späte Punktlandung 
auf ein 2050er Ziel. Die Einhaltung eines kontinuierli-
chen CO₂-Zielpfads von heute bis 2040 ist daher zwingend, 
wenn das auf der Klimakonferenz in Paris gerade auch von 

55   Angesichts des erwarteten CO₂-Preisniveaus wäre jedoch 
in den 2020er Jahren womöglich sogar mit Retrofit-
Entscheidungen zur Verlängerung der Lebensdauer der 
Kohlekraftwerke zu rechnen (enervis (2015b)).

CO₂-Emissionen der Stromerzeugung im Referenzszenario und im vorgeschlagenen Kohlekonsenspfad 2040 Abbildung 3

UBA (2015a), eigene Darstellung

450

400

350

300

250

200

150

100

50

0

[M
io

. t
 C

O
₂-

Ä
qu

iv
al

en
te

]

1990 1995 2000 2005 2010 2015 2020 2025 2030 2035 2040

Braunkohle

Steinkohle

Erdgas

Andere (Öl, Müll, Sonstige)

CO₂-Zielpfad des Stromsektors

Kohlekonsenspfad 2040

Referenzszenario

Kohleausstieg

Einstiegs-
phase

Ausstiegs-
phase

Konsolidierungs-
phase



IMPULSE | Elf Eckpunkte für einen Kohlekonsens 

29

rungsphase zwischen 2026 und 2035 auf einem weniger 
steilen Pfad bewegen als in den Anfangsjahren. In der Aus­
stiegsphase zwischen 2036 und 2040 erfolgt schließlich der 
Marktaustritt der letzten Kohlekraftwerke.

Der Ausstieg aus der Kohleverstromung sollte – analog zum 
Ausstieg aus der Kernenergie und aus dem deutschen Stein-
kohlenbergbau –Gesetzeskraft erhalten. Das Gesetz würde 
auf Basis der Konsensgespräche die in den folgenden Eck-
punkten behandelten Kernelemente regeln und in einem 
möglichst parteiübergreifenden Konsens von Bundestag und 
Bundesrat verabschiedet. Nur so kann für alle Beteiligten 
höchstmögliche Rechtssicherheit erreicht werden. Die Bun-
desregierung und die betroffenen Landesregierungen ver-
pflichten sich damit auf zentrale Rahmenbedingungen des 
Übergangs zu einer dekarbonisierten Stromversorgung, und 
die Unternehmen können sich rechtzeitig und bestmöglich 
auf den schrittweisen Ausstieg aus der Kohleverstromung 
einstellen.
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Das gilt auch für den Fall, dass Kraftwerksneubauten ältere 
Kohlekraftwerke mit einem niedrigeren Wirkungsgrad er-
setzen, obwohl diese ihr technisches Lebensende noch nicht 
erreicht haben.58 Zwar verfügen neue Kraftwerke in aller 
Regel über einen höheren spezifischen Wirkungsgrad und 
damit geringere spezifische CO₂-Emissionen. Gegenüber 
der Business­as­usual­Entwicklung, bei der die älteren 
Kraftwerksblöcke nach und nach altersbedingt stillgelegt 
und somit keine weiteren Treibhausgase mehr emittieren 
würden, führt der Neubau von Kohlekraftwerken jedoch 
nochmals zu signifikanten Mehremissionen weit über den 
Zeitpunkt hinaus, zu dem die alten Kraftwerksblöcke wegen 
Erreichen ihrer Altersgrenze regulär stillgelegt würden. Per 
Saldo würde die Atmosphäre stärker belastet.

58   Dies ist derzeit beispielsweise am Standort Niederaußem geplant, 
an dem der Bau eines neuen Braunkohleblocks (BoA+) vier 
alte Kraftwerksblöcke mit etwa gleicher Kapazität im Rahmen 
des „Kraftwerk-Erneuerungsprogramms“ ersetzen soll.

Kohlekraftwerke verfügen über eine technische Lebens-
dauer von mindestens 40 Jahren. Neue Kohlekraftwerke, 
die noch nach 2015 errichtet würden, würden folglich weit 
über 2050 hinaus klimabelastendend Strom produzieren. 
Deshalb muss der Ausschluss des Neubaus von Kohlekraft-
werken zwingender Bestandteil eines Kohlekonsenses sein, 
analog zum Ausschluss des Neubaus von Kernkraftwerken 
im Atomkonsens. Letztlich bedeutet dieser Eckpunkt nicht 
mehr als die gesetzliche Festschreibung des aktuellen Status 
Quo, da derzeit ohnehin keine Investitionsentscheidungen 
für neue Kohlekraftwerke geplant sind. Dennoch würde die 
gesetzliche Festlegung konkret bedeuten, dass die derzeit 
noch formell im Genehmigungsverfahren befindlichen Neu-
bauprojekte an den Standorten Niederaußem (RWE), Profen 
(MIBRAG) und Stade (Dow Chemicals)57 sowie die weiter-
hin am Standort Jänschwalde (Vattenfall) verfolgten Kraft-
werksplanungen als Teil eines Kohlekonsenses endgültig 
eingestellt würden.

Die Notwendigkeit dieser Maßnahme resultiert auch aus 
den großen Kohlekraftwerkskapazitäten, die in Deutsch-
land derzeit noch existieren. Zwar zeigt sich in den durch-
geführten Modellrechnungen auch in der Business­as­
usual­Variante aufgrund altersbedingter Stilllegungen ein 
stetiger Rückgang der Kohlekraftwerkskapazitäten auf rund 
23 Gigawatt im Jahr 2030 und auf 18 Gigawatt im Jahr 2040 
(siehe Kapitel 5 der Langfassung). Da jedoch insbesondere 
die noch am Netz befindlichen Braunkohlekraftwerke auf-
grund des zu erwartenden nur moderaten CO₂-Preisanstiegs 
auch langfristig weiterhin auf hohem Niveau ausgelastet 
werden, gehen die CO₂-Emissionen der Stromerzeugung nur 
unzureichend zurück.

57  BDEW (2015b).

Eckpunkt 3: Kein Neubau von Stein- und Braunkohlekraftwerken

Der Neubau von Braun- und Steinkohlekraftwerken ist nicht mehr genehmigungsfähig, weil diese mit den mittel- und 
langfristigen Klimaschutzzielen in Deutschland nicht vereinbar sind. 
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für Agora Energiewende erstellten Berechnungen von 
 enervis energy advisors zeigen, dass das Alter der Anla-
gen mit den Wirkungsgraden und damit auch mit den CO₂-
Vermeidungskosten hoch korreliert. Daher wird im Folgen-
den ein Abschaltplan entlang der Inbetriebnahmejahre der 
Kraftwerke60 vorgeschlagen.

Damit der Betrieb der Kraftwerke und der der Braunkohle-
gruben innerhalb der jeweiligen Braunkohlereviere optimal 
aufeinander abgestimmt und Strukturbrüche in den Regi-
onen ausgeschlossen werden können, sollten den Betrei-
bern Flexibilitätsoptionen beim Restbetrieb der Braunkoh-
lekraftwerke eröffnet werden. Agora Energiewende schlägt 
deshalb vor, die Übertragbarkeit der Restlaufzeiten von 
Braunkohlekraftwerken (in Gigawatt pro Jahr) innerhalb 
eines Braunkohlereviers zu ermöglichen. Eine Übertragbar-
keit von Restlaufzeiten bei Steinkohlekraftwerken ist dage-
gen nicht notwendig, da es hier im Unterschied zu Braun-
kohlekraftwerken zu keinen Dominoeffekten kommen kann 
und diese Kraftwerke sehr unterschiedlich ausgelastet sind, 
so dass – im Gegensatz zu Braunkohlekraftwerken - eine 
Übertragung von Restlaufzeiten bei Steinkohlekraftwerken 
zu höheren CO₂-Emissionen führen kann. 

Das skizzierte Restlaufzeiten-Modell weist folgende Vor-
züge auf:

 → Langfristige Planungssicherheit und Vermeidung von 
Strukturbrüchen: Die verbindliche Festlegung der Stillle-
gungszeitpunkte von Kraftwerken gewährleistet umfas-
sende Planungssicherheit für Politik, Energiewirtschaft 

60  Im Fall eines Kesseltausches wäre das Alter des Kessels maßgeblich.

Grundsätzlich sind verschiedene politische Instrumente 
geeignet, um den Ausstieg aus der Kohleverstromung bis 
2040 zu realisieren, darunter regulatorische Vorgaben (z.B. 
Effizienzvorschriften, Emissionsgrenzwerte, Kraftwerks-
laufzeiten) oder ökonomische Instrumente (z.B. Kohlesteuer, 
CO₂-Mindestpreise).59 Drei Ansätze stehen jedoch aktuell im 
Fokus der Debatte: 

 → 1.   Die Vereinbarung verbindlicher Restlaufzeiten entlang 
eines Ausstiegspfades analog zum Kernenergieausstieg,

 → 2.   Die zusätzliche CO₂-Bepreisung der Kohlestromer-
zeugung wie etwa im Rahmen des im Frühjahr 2015 
vom Bundeswirtschaftsministerium vorgeschlagenen 
Klima beitrags, und

 → 3.   Stilllegungsprämien für alte Kohlekraftwerke analog 
zur aktuell beschlossenen Sicherheitsbereitschaft für 
alte Braunkohlekraftwerke.

Agora Energiewende schlägt vor, den Kohleausstieg auf Ba-
sis von Restlaufzeiten der Kraftwerke entlang des aus den 
allgemeinen Klimaschutzzielen abgeleiteten CO₂-Zielpfades 
für den Stromsektor durchzuführen. Die Abschaltreihen-
folge der Kraftwerke sollte sich dabei grundsätzlich an 
den CO₂-Vermeidungskosten der Kraftwerke orientieren, 
da dies dem volkswirtschaftlich effizientesten Pfad ent-
spricht (siehe Kapitel 4). Da die CO₂-Vermeidungskosten 
jedoch auch von der zukünftigen Entwicklung der jewei-
ligen Brennstoffpreise abhängen, muss der Ausstiegsfahr-
plan in einem Gesetz letztlich an ein objektives und we-
niger veränderliches Kriterium gebunden werden. Die 

59   Siehe zur Diskussion um Kohleausstiegsinstrumente insbe-
sondere IZES (2015), DIW (2014a), DIW (2014b) IASS (2014). 

Eckpunkt 4:  Festlegung eines kosteneffizienten Abschaltplans der Bestands-Kohlekraftwerke auf Basis von 
Restlaufzeiten mit Flexibilitätsoption in den Braunkohlerevieren 

Um den Ausstieg aus der Kohleverstromung kosteneffizient und ohne Strukturbrüche zu realisieren, wird ein ver-
bindlicher Abschaltplan der bestehenden Braun- und Steinkohlekraftwerke auf Basis von Restlaufzeiten festgelegt. 
Die Reihenfolge der Stilllegungen orientiert sich an den CO₂-Vermeidungskosten. Die jährlichen Stilllegungen werden 
in der Einstiegsphase 2018 bis 2025 auf drei Gigawatt begrenzt. Innerhalb der Braunkohlereviere ist zur Vermeidung 
von Dominoeffekten die Übertragung von Restlaufzeiten möglich.
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 → In der Einstiegsphase, die im Jahr 2018 beginnt und bis 
2025 andauert, werden jährlich drei Gigawatt an Braun- 
und Steinkohlekraftwerke nach ihrem Alter stillgelegt. 
Dadurch wird zunächst die bestehende Klimaschutzlücke 
schrittweise geschlossen und der CO₂-Zielpfad erreicht. 
Im Ergebnis werden bis 2025 alle Kohlekraftwerke, die 
bis einschließlich 1985 errichtet wurden, stillgelegt. Das 
entspricht einer Leistung von rund 12 Gigawatt Braun-
kohle- und etwa 15 Gigawatt Steinkohlekraftwerken. 
Diese Kraftwerke erreichen somit eine Betriebsdauer von 
mindestens 40 Jahren oder sogar deutlich mehr.62 

 → Nach der Rückführung der Emissionen auf den CO₂-
Zielpfad bis zum Jahr 2025 kann die Intensität der Ein-
griffe, die notwendig sind, um auf dem CO₂-Zielpfad zu 
bleiben, in der darauf folgenden Konsolidierungsphase 
deutlich reduziert werden. Hierzu müssen zwischen 2026 
und 2030 alle Kohlekraftwerke stillgelegt werden, die 
in den Jahren von 1986 bis einschließlich 1995 ans Netz 
gegangen sind. Diese Kraftwerke erreichen somit eine 
Betriebsdauer zwischen 35 und 39 Jahren. Von 2031 bis 
2035 werden anschließend alle Kraftwerke stillgelegt, die 
zwischen 1996 und 2010 in Betrieb genommen wur-
den. Diese Kraftwerke erreichen also noch eine Betriebs-
zeit zwischen 30 und 34 Jahren. Insgesamt werden in der 
Konsolidierungsphase damit knapp 7 Gigawatt Braun-
kohle- und 6 Gigawatt Steinkohlekraftwerke vom Netz 
genommen.

 → In der Ausstiegsphase zwischen 2036 und 2040 erfolgt 
schließlich der Marktaustritt aller verbleibenden Kohle-
kraftwerke (drei Gigawatt Braunkohle und acht Gigawatt 
Steinkohle), die seit 2011 ans Netz gegangen sind. Um 
allen Anlagen eine ausreichende Amortisation zu ermög-
lichen, wird darüber hinaus vereinbart, dass die Be-
triebsdauer von Kohlkraftwerken auf nicht unter 27 Jahre 

die betroffenen Jahre (2038, 2039, 2040) deshalb auf Basis 
des mittleren Ausstiegsszenarios statistisch abgeschätzt. 

62   Zwar müssten zur Einhaltung einer proportionalen 
Emissionsminderung von minus 40 Prozent bis 2020 
eigentlich etwa 13,7 Gigawatt der ältesten und ineffizientesten 
Kohlekraftwerke zusätzlich zu den altersbedingten Stilllegungen 
abgeschaltet werden. Eine solche Vorgehensweise erscheint 
in der Praxis jedoch nur schwer umsetzbar (enervis 2015a). 
Sie wurde deshalb als wenig realistisch verworfen.

und die Bergbauregionen insgesamt. Die notwendigen 
Strukturfördermaßnahmen können schrittweise, zum je-
weils richtigen Zeitpunkt und in angemessener Intensität 
eingeleitet werden, wodurch eine Optimierung der Trans-
formationskosten ermöglicht wird. Gleichzeitig garantiert 
das Modell Betreibern von Braunkohlekraftwerken die 
notwendige Flexibilität zur Optimierung ihrer Tagebau- 
und Kraftwerkbetriebe.

 → Zuverlässiger, effektiver Klimaschutz: Aufgrund der 
verbindlichen Stilllegungen von Kohlekapazitäten ist die 
Vermeidung von CO₂-Emissionen im Vergleich zu preis-
basierten Instrumenten deutlich zuverlässiger quantifi-
zierbar und erreichbar. 

 → Niedrige Transaktionskosten, geringe Verteilungswir­
kungen: Ordnungsrechtliche Ansätze gelten prinzipi-
ell zwar als volkswirtschaftlich weniger effizient bei 
der Zielerreichung. Erfolgt die Einhaltung festgesetz-
ter Emissionsbudgets (durch die Definition eines CO₂-
Zielpfades) jedoch mit Hilfe eines auf ökonomischen 
Kriterien basierenden Instruments (Stilllegung nach CO₂-
Vermeidungskosten), folgt ein solcher Ansatz implizit der 
Wirkungsweise eines ökonomischen Instruments. Ein auf 
Basis von CO₂-Vermeidungskosten erstellter Ausstiegs-
fahrplan „simuliert“ also eine volkswirtschaftlich effizi-
ente Lösung, vermeidet jedoch zugleich deren negative 
Nebenwirkung, nämlich hohe Umverteilungseffekte. Dar-
über hinaus können durch eine solche Lösung die Trans-
aktionskosten insbesondere in den Braunkohleregionen 
niedrig gehalten werden, indem der Strukturwandel sys-
tematisch und planmäßig erfolgt.

Agora Energiewende schlägt vor, den Ausstieg aus der Koh-
leverstromung in drei Phasen entlang eines Kohlekonsens­
pfades 2040 zu organisieren (siehe Abbildung 4):61

61   Der hier vorgeschlagene Kohlekonsenspfad 2040 weicht von 
dem von enervis energy advisors in Kapitel 5 der Langfassung 
modellierten mittleren Ausstiegsszenario (Kohleausstieg 
2040) geringfügig ab: Während die Kraftwerke im mittleren 
Ausstiegsszenario zwischen 2036 und 2040 nach einer maxi-
malen Betriebsdauer von 25 Jahren stillgelegt werden, schlägt 
der hier dargelegte Kohlekonsenspfad 2040 für den gleichen 
Zeitraum eine etwas höhere, maximale Betriebsdauer von 27 
Jahren vor. Die energiewirtschaftlichen Effekte der verän-
derten Betriebsdauer werden im Kohlekonsenspfad 2040 für 
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in dem Steinkohlekraftwerke nach 40 Jahren und Braun-
kohlekraftwerke nach 50 Betriebsjahren abgeschaltet 
werden. Die installierte Gesamtkapazität an Kohlekraft-
werken liegt in der Business­as­usual­Entwicklung im 
Jahr 2025 entsprechend rund 4,9 Gigawatt höher als im 
Kohlekonsenspfad 2040.

 → In der Konsolidierungsphase werden im Kohlekonsens­
pfad 2040 zwischen 2026 und 2035 insgesamt rund 
3,8 Gigawatt (3,0 Gigawatt Braunkohlekraftwerke; 0,8 
Gigawatt Steinkohlekraftwerke) mehr stillgelegt als im 
Referenzszenario. Dadurch verbleiben in der Referenz-
entwicklung im Jahr 2035 noch rund 19,6 Gigawatt Koh-
lekraftwerke am Netz. Im Kohlekonsenspfad sind es ins-
gesamt 10,8 Gigawatt. 

 → In der Ausstiegsphase gehen im Kohlekonsenspfad 2040 
schließlich alle verbleibenden Kohlekraftwerke entlang 
des Abschaltplans vom Netz. In der Referenzentwicklung 
kommt es hingegen nur zu geringen Kapazitätsverände-
rungen, wodurch im Jahr 2040 noch rund 9,5 Gigawatt 
Braunkohlekraftwerke und 8,5 Steinkohlekraftwerke am 
Netz sind. 

abgesenkt werden darf. Kohlekraftwerke, die dessen un-
geachtet zur Einhaltung des CO₂-Zielpfades früher vom 
Netz gehen müssen, werden deshalb bis zur Vollendung 
des 27. Betriebsjahres in die laut dem Entwurf des Strom-
marktgesetzes vorgesehene Kapazitätsreserve überführt. 
Dies betrifft alle Kraftwerke, die nach 2014 ans Netz ge-
gangen sind. Die Bereitstellung dieser Reserveleistung 
würde den Regelungen des aktuellen Strommarktgesetz-
entwurfs entsprechend für die Kapazitätsreserve vergü-
tet werden. Diese Maßnahme leistet im Zuge der finalen 
Ausstiegsphase überdies einen Beitrag zur Gewährleis-
tung der Versorgungssicherheit (siehe Eckpunkt 9).

Ein solcher Abschaltplan hätte gegenüber der Referenz-
entwicklung folgende Auswirkungen (siehe Abbildung  
5 und 6): 

 → In der Einstiegsphase zwischen 2018 und 2025 werden 
entlang des Abschaltplans insgesamt rund 3,8 Gigawatt 
Braunkohlekraftwerke und etwa 1,1 Gigawatt Steinkoh-
lekraftwerke mehr stillgelegt als in dem Referenzszenario, 

Installierte Kapazität im vorgeschlagenen Kohlekonsenspfad 2040 Abbildung 4
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Jährliche Stilllegungen im Referenzszenario und im vorgeschlagenen Kohlekonsenspfad 2040 Abbildung 6

Eigene Darstellung jeweils zum 1.1.
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Installierte Kohle-Kapazität im Referenzszenario und im vorgeschlagenen Kohlekonsenspfad 2040 Abbildung 5
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Würde der schrittweise Ausstieg aus der Kohleverstromung 
entlang des Kohlekonsenspfades 2040 auf Basis einer zu-
sätzlichen CO₂-Bepreisung für Kohlekraftwerke geregelt, 
müsste ein kohlespezifischer zusätzlicher CO₂-Preis im Jahr 
2025 etwa 15 Euro je Tonne betragen. Bis 2035 müsste er auf 
26 Euro je Tonne und bis 2040 auf knapp 40 Euro je Tonne 
weiter steigen (siehe Kapitel 5 der Langfassung).63 Daraus 
ergäbe sich im Jahr 2040 ein CO₂-Gesamtpreis für Kohle-

63    Aufgrund der Anpassung des Kapazitätsverlaufs 
ergeben sich im Kohlekonsenspfad 2040 gegenüber dem 
mittleren Ausstiegsszenario (Kohleausstieg 2040)  leichte 
Ergebnisabweichungen für die Jahre 2038, 2039 und 2040. 

Ein Kohlekonsens auf Basis eines Abschaltfahrplans mit 
Restlaufzeiten lehnt sich an die Regelungen des Atomkon-
senses des Jahres 2000 an – und erteilt damit bewusst den 
beiden im Jahr 2015 zur Alternative gestellten Optionen eine 
Absage: Es gäbe somit weder einen zusätzlichen CO₂-Preis 
für Kohlekraftwerke, wie er im Frühjahr 2015 vom Bundes-
wirtschaftsministerium vorgeschlagen wurde, noch eine 
Fortsetzung der Braunkohle-Sicherheitsbereitschaft, wie 
sie nun für 2016 bis 2023 implementiert wird. Der Grund 
hierfür ist, dass beide Modelle hohe Geldtransfers mit sich 
bringen und somit hohe Umverteilungseffekte verursachen.

Eckpunkt 5:  Verzicht der nationalen Politik auf zusätzliche Klimaschutzregelungen für Kohlekraftwerke über 
den Abschaltplan hinaus

Die Bundesregierung legt sich verbindlich fest, einerseits keine Regelungen zusätzlich zum vereinbarten Abschalt-
fahrplan zu ergreifen, die die weitere Nutzung der Kohle einseitig diskriminieren würden. Andererseits werden jedoch 
auch keine Stilllegungsprämien für die Abschaltung von Kohlekraftwerken gewährt.

Notwendige Höhe eines zusätzlichen CO₂-Preises für Kohlekraftwerke für eine Emissionsreduktion 
entsprechend des vorgeschlagenen Kohlekonsenspfades 2040  Abbildung 7
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schnell sehr teuer (siehe Kapitel 5 der Langfassung).65 Über-
schlägig würde beispielsweise die jährliche Stilllegung von 
drei Gigawatt an Kohlekraftwerken in der Einstiegsphase in 
den 2020er Jahren bei einer vierjährigen Verweildauer in 
der Sicherheitsbereitschaft zeitweise zu einer 12-Gigawatt-
Kohlereserve führen.

Eine Reserve solchen Umfangs wäre jedoch weder energie-
wirtschaftlich notwendig (12 Gigawatt entsprechen knapp 
dem Dreifachen der aktuell benötigten Kapazitätsreserve), 
noch aufgrund langer Vorwarnfristen technisch sinnvoll 
einsetzbar. Zudem würden immense Zusatzkosten zu Las-
ten der Stromverbraucher generiert: Unterstellt man für die 
Vergütung von Braunkohlekraftwerken in einer künfti-
gen Reserve etwa die gleichen Erstattungsprämien, wie sie 
derzeit in der Braunkohle-Sicherheitsbereitschaft bezahlt 

65  Aufgrund der Anpassung des Kapazitätsverlaufs erge-
ben sich im Kohlekonsenspfad 2040 gegenüber dem mitt-
leren Ausstiegsszenario (Kohleausstieg 2040)  leichte 
Ergebnisabweichungen für die Jahre 2038, 2039 und 2040.

kraftwerke von rund 80 Euro je Tonne (siehe Abbildung 7).64 
Im Ergebnis würden die Kohlekraftwerke sukzessive aus 
dem Markt gedrängt, verbunden mit entsprechenden Ein-
kommenstransfers von den Kohlekraftwerksbetreibern an 
den Staat. Zudem hätte dies in den Stunden, in denen diese 
älteren Kohlekraftwerke den Marktpreis setzen, entspre-
chend höhere allgemeine Börsenstrompreise zur Folge.

Würde der schrittweise Ausstieg entlang des Kohlekonsens­
pfades 2040 hingegen auf Basis einer Stilllegungsprämie 
für alle Kohlekraftwerke erfolgen (ähnlich dem Prinzip der 
Sicherheitsbereitschaft, wie sie im aktuellen Strommarkt-
gesetz vorgesehen ist), so würde eine solche Reserve sehr 

64   Diese zusätzlichen CO₂-Preise ergeben sich im enervis­Mo-
dell auf Basis der jeweiligen Kohle- und Gaspreisannahmen. 
Unterschiedliche Brennstoffpreisannahmen würden zwar 
auch zu unterschiedlichen CO₂-Preisen führen; aufgrund des 
Preisunterschieds von Braunkohle- und Gaspreisen sind CO₂-
Gesamtpreise von 80 Euro je Tonne zur Abschaltung der letz-
ten Braunkohlekraftwerke jedoch insgesamt plausibel. 

Notwendige Zahlungen (jährlich und kumuliert) an Kohlekraftwerksbetreiber bei einer jeweils vierjährigen 
Kohlereserve für einen Kapazitätsrückbau entsprechend dem vorgeschlagenen Kohlekonsenspfad 2040   Abbildung 8
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werden (149 Euro je Kilowatt und Jahr), und für Steinkohle-
kraftwerke eine etwas über den durchschnittlichen Fixkos-
ten liegende Vergütung (40 Euro je Kilowatt und Jahr), dann 
würde die Stilllegungsprämien bis zu 1,2 Milliarden Euro pro 
Jahr betragen. Bis 2045 wären in Summe Zusatzkosten in 
einer Gesamthöhe von rund 18 Milliarden Euro zu erwarten.

Der Vorschlag von Agora Energiewende, keinen der bei-
den Ansätze zu verfolgen, dient deshalb dem Ausgleich von 
Interessen: Es kommt weder zu hohen Einkommenstrans-
fers von den Betreibern der Kohlekraftwerke hin zur Allge-
meinheit – noch andersherum von der Allgemeinheit zu den 
Kraftwerksbetreibern. Bestandteil eines solchen Interes-
senausgleichs wäre aber – analog zum Atomkonsens – auch 
die verbindliche Zusicherung der Bundesregierung, künftig 
keine Initiative zu ergreifen, mit der die Kohleverstromung 
einseitig über die im Rahmen des Konsens vereinbarten 
Maßnahmen hinaus verteuert wird.
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heutigen Niveau deutlich rückläufig ist (siehe Kapitel 6 der 
Langfassung):66

 → Im Rheinischen Revier sinkt der jährliche Braunkohlebe-
darf von derzeit 96 Millionen Tonnen aufgrund der Kraft-
werksstilllegungen auf nur noch 25 Millionen Tonnen im 

66   Aufgrund der Anpassung des Kapazitätsverlaufs erge-
ben sich im Kohlekonsenspfad 2040 gegenüber dem mitt­
leren Ausstiegsszenario (Kohleausstieg 2040)  leichte 
Ergebnisabweichungen für die Jahre 2038, 2039 und 2040.

Ein Aufschluss neuer Braunkohletagebaue sowie bisher 
nicht erschlossener Tagebauabschnitte ist mit den mittel- 
und langfristigen Klimaschutzzielen Deutschlands nicht 
vereinbar und bei einem Ausstieg aus der Kohleverstro-
mung bis 2040 auch nicht nötig.

Die auf den Ergebnissen von enervis energy advisors  basie-
renden weiterführenden Analysen zeigen, dass der Braun-
kohlebedarf entlang des Kohlekonsenspfades 2040 in al-
len drei noch aktiven Braunkohlerevieren gegenüber dem 

Eckpunkt 6:  Kein Aufschluss weiterer Braunkohletagebaue und Verzicht auf Einleitung neuer 
 Umsiedlungsprozesse

Aufgrund des verringerten Braunkohlebedarfs bei einer sukzessiven Abschaltung der Kraftwerke bis 2040 ist kein 
Neuaufschluss von Braunkohletagebauen oder Tagebauteilabschnitten mehr notwendig. Auf die Umsiedlung zahlrei-
cher Dörfer kann verzichtet werden.

Entwicklung der jährlichen Braunkohleförderung und der in den Tagebauen verbleibenden Restmengen 
in den Revieren im vorgeschlagenen Kohlekonsenspfad 2040 Abbildung 9
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Mulknitz, Schleife, Mühlrose, Trebendorf (Nochten II), Pro-
schim, Welzow (Welzow-Süd II) sowie Grabko, Kerkwitz 
und Atterwasch (Jänschwalde Nord) in ihren Dörfern blei-
ben könnten. In Mitteldeutschland könnte die Nutzung der 
bestehenden Tagebaue so ausgelegt werden, dass eine Um-
siedlung des Ortes Pödelwitz nicht mehr notwendig wäre.

Im Rheinischen Revier hat die nordrhein-westfälische Lan-
desregierung im Rahmen ihrer Leitentscheidung bereits den 
Verzicht auf die Umsiedlung der Orte Holzweiler, Dack-
weiler und Hauerhof angekündigt. Darüber hinaus ermög-
licht der gesunkene Braunkohlebedarf grundsätzlich die 
vorzeitige Stilllegung eines der beiden Tagebaue Hambach 
oder Garzweiler etwa Mitte der 2020er Jahre. Das ist jedoch 
abhängig von der betriebswirtschaftlichen Optimierung des 
Tagebaubetriebes sowie der von den Tagebauen belieferten 
Kraftwerke. Die entsprechende Verkleinerung der Tagebaue 
Garzweiler II und/oder Hambach (und damit einhergehend 
die Frage, ob es in der Folge zu einer Neubewertung bezüg-
lich der bereits beschlossenen Umsiedlungen kommen sollte) 
wäre Bestandteil einer fortentwickelten Regional- und Lan-
desplanung, die die Landesregierung in Nordrhein-Westfa-
len vornehmen würde.

Jahr 2030. Im letzten Jahr des Betriebs im Jahr 2038 wür-
den noch etwa 14 Millionen Tonnen benötigt.

 → In der Lausitz geht der jährliche Braunkohlebedarf eben-
falls von heute etwa 61 Millionen Tonnen auf nur noch 
23 Millionen Tonnen im Jahr 2030 zurück. Im letzten 
Betriebsjahr von Braunkohlekraftwerken im Jahr 2038 
werden schließlich nur noch rund fünf Millionen Tonnen 
benötigt.

 → In Mitteldeutschland wird das derzeitige Niveau von 
rund 20 Millionen Tonnen Braunkohlebedarf bis 2030 auf 
jährlich 10 Millionen Tonnen abgesenkt und bis zur Still-
legung des letzten Braunkohlekraftwerks im Jahr 2032 
schließlich vollständig eingestellt.

Zur Deckung des Braunkohlebedarfs sind die derzeit er-
schlossenen Tagebaue auch unter Berücksichtigung diffe-
rierender Braunkohlequalitäten in den unterschiedlichen 
Tagebauen und verfügbarer Förder- und Transportkapa-
zitäten ausreichend. Ein Neuaufschluss neuer Tagebauab-
schnitte ist deshalb in keinem der drei Reviere energiewirt-
schaftlich erforderlich (siehe Abbildung 9). 

Für das Rheinische Revier hätte der Verzicht auf den Neu-
aufschluss von Tagebauen keine Auswirkungen, da hier ak-
tuell keine Tagebauerweiterungen vorgesehen sind. So ste-
hen auch unter Berücksichtigung der im Jahr 2015 erfolgten 
Braunkohleleitentscheidung der nordrhein-westfälischen 
Landesregierung zur Verkleinerung des Tagebaus Garzwei-
ler II im gesamten Revier ausreichende Braunkohlemengen 
zur Verfügung.

Für die Lausitz hätte dies zur Folge, dass auf die von Vat-
tenfall derzeit noch geplanten Neuaufschlüsse der Tagebaue 
Nochten II, Welzow-Süd II sowie Jänschwalde Nord ver-
zichtet werden könnte. In Mitteldeutschland ist der mögli-
che Neuaufschluss des Tagebaus Lützen hinfällig, da dieser 
nur im Fall des Neubaus eines Braunkohlekraftwerks am 
Standort Profen notwendig geworden wäre.

Aufgrund des Verzichts auf den Aufschluss neuer Braun-
kohletagebaue kann auch auf die geplante Umsiedlung zahl-
reicher Orte verzichtet werden. Dies betrifft vor allem die 
Lausitz, in der demzufolge die Bewohner der Orte Rohne, 
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dem Braunkohlebergau resultierenden Verpflichtungen von 
den Tagebaubetreibern noch über den zukünftigen Kraft-
werksbetrieb erwirtschaftet werden muss.

Aus der derzeitigen Regelung ergeben sich folgende Nach-
teile für die Allgemeinheit und die Betreiber:

 → Angemessene Höhe der Rückstellungen offen: Es ist un-
klar, ob die von den Betreibern gebildeten Rückstellun-
gen in Höhe von 4,1 Milliarden Euro zur Deckung der 
Tagebaufolgeverpflichtungen tatsächlich ausreichend 
sind. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der bisherigen 
Erfahrung, dass „Sanierungsmaßnahmen oftmals länger, 
umfangreicher und damit kostenintensiver als zunächst 
vorgesehen verlaufen.“68 

 → Verfügbarkeit der Rückstellungen unsicher: Die bilan-
zielle Deckung der Bergbaufolgelasten erfolgt zu wesent-
lichen Anteilen durch die noch erwarteten Erlöse des 
bestehenden Kraftwerkparks. Die zukünftige Erlösent-
wicklung wird jedoch ganz wesentlich durch Brennstoff-, 
CO₂- und Strompreisentwicklungen sowie mögliche 
Änderungen der regulatorischen Rahmenbedingungen 
mitbestimmt. Erlösprognosen sind somit stark annahme-
getrieben. Zudem ist offen, ob die Kohlebergbaubetreiber 
oder ihre Rechtsnachfolger nach Schließung der Gru-
ben noch solvent genug sein werden, um die Ansprüche 
zu bedienen. Ist ein Betreiber jedoch aus gleich welchen 
Gründen nicht in der Lage, für die gesamten Bergbaufol-
gekosten selbst aufzukommen, sind diese von der All-
gemeinheit zu tragen. Die Allgemeinheit hat somit ein 

68  FÖS (2014). 

Mit der absehbaren Beendigung des Braunkohletagebaus in 
Deutschland stellt sich — analog zur Beendigung des Stein-
kohlebergbaus sowie des Ausstiegs aus der Nutzung der 
Kernenergie — die Frage nach der Finanzierung der berg-
baubedingten Folgelasten nach dem Ausstieg aus der Kohle-
verstromung. Der transparente Umgang hiermit ist zwin-
gender Bestandteil eines Kohlekonsens, denn anders als 
im aktuell hoch strittigen Fall der Kernenergie besteht hier 
noch die Möglichkeit, viele Jahre vor Eintreten der größ-
ten Nachsorgeverpflichtungen eine dauerhaft sinnvolle und 
tragfähige Lösung für alle Beteiligten zu vereinbaren.

Laut Bundesberggesetz sind die Betreiber von Braunkoh-
letagebauen derzeit dazu verpflichtet, die mit dem Auf-
schluss von Tagebauen verbundenen Folgekosten zu tragen 
sowie die genutzten Flächen nach Ende der Fördertätigkeit 
zu rekultivieren. Um diesen Verpflichtungen nachzukom-
men, haben die braunkohlebergbautreibenden Unterneh-
men in ihren Unternehmensbilanzen im Jahr 2014 Rück-
stellungen im Umfang von insgesamt 4,1 Milliarden Euro 
gebildet, von denen der Großteil auf die Unternehmen RWE 
und Vattenfall entfällt.67 Bei Rückstellungen handelt es sich 
um Passivposten in den Unternehmensbilanzen, die durch 
entsprechende positive Vermögenswerte bilanziell gedeckt 
werden. Sowohl im Fall von RWE als auch bei Vattenfall 
stellen Sachanlagen den Hauptteil der langfristigen positi-
ven Vermögenswerte (RWE: 57 Prozent; Vattenfall: 73 Pro-
zent). Unter Sachanlagen ist insbesondere der Wert des 
bestehenden Kraftwerksparks zu verstehen, der sich wiede-
rum aus den noch erwarteten Erlösen der Kraftwerke ablei-
tet. Konkret bedeutet das, dass das Geld zur Deckung der aus 

67  RWE (2015), Vattenfall (2015), MIBRAG (2013), FÖS (2014).

Eckpunkt 7:  Finanzierung der Folgelasten von Braunkohletagebauen über eine Abgabe auf die künftig noch 
geförderte Braunkohle

Zur Finanzierung der Rekultivierungs- und Nachsorgelasten nach Beendigung des Braunkohletagebaubetriebs wird 
eine Stiftung gegründet. Die Stiftung erhält die benötigten Mittel aus einer Abgabe auf jede in Zukunft bis 2040 noch 
geförderte Tonne Braunkohle. Die Höhe der Abgabe wird auf Basis eines zu erarbeitenden Gutachtens über die Höhe 
der Folgekosten festgelegt. Erwartet werden Kosten von etwa 2,5 Euro je MWh Braunkohlestrom.
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leverstromung anfallen werden, wird deshalb das folgende 
dreistufige Verfahren vorgeschlagen: 

 → In einem ersten Schritt wird – analog zum KPMG-Gut-
achten 2006 zur Berechnung der Ewigkeitslasten im 
Bereich des Steinkohlebergbaus im Vorfeld des Stein-
kohleausstiegs 2007 – im Wege eines unabhängigen 
Gutachtens im Auftrag der Bundesregierung geprüft, wie 
hoch die zu erwartenden bergbaubedingten Nachsorge- 
und Folgekosten voraussichtlich ausfallen werden. Für die 
Prüfung werden die Vereinbarungen zum Ausstieg aus 
der Kohleverstromung und der Beendigung der Tagebaue 
bis 2040 zu Grunde gelegt.

 → In einem zweiten Schritt wird ab dem Jahr 2018 eine 
Braunkohle-Nachsorgeabgabe eingeführt, die pro ge-
förderte Tonne Braunkohle erhoben und kontinuierlich 
abgeführt wird. Die Abgabe wird in einen öffentlich-
rechtlichen „Fonds zur Rekultivierung der Tagebaue und 
Finanzierung der Folgelasten des Braunkohlebergbaus“ 
überführt, der in Form einer Stiftung organisiert wird. 

berechtigtes Interesse an der Überführung der bergbau-
bedingten Rückstellungen in liquide Rücklagen.

 → Bilanzierung der Rückstellungen als Hindernis für wirt­
schaftliche Entwicklung: Im Zuge der Diskussion um die 
Rückstellungen für den Rückbau und die Endlagerung der 
Kernkraftwerke haben die Kernkraftwerksbetreiber die 
Einrichtung einer öffentlichen Atomstiftung vorgeschla-
gen, in die die Rückstellungen ganz oder teilweise einge-
bracht werden sollen und gleichzeitig die Aufgaben des 
Rückbaus und/oder der Endlagerung auf die Atomstif-
tung übertragen werden. Der Vorteil des Vorschlags eines 
Fonds liegt darin, dass es angesichts der derzeit geltenden 
Rechtslage für die betroffenen Unternehmen schwierig 
ist, sich an den Finanzmärkten frisches Kapital zur Er-
schließung neuer Geschäftsfelder zu besorgen. Vergleich-
bares gilt für die Frage der Langfristlasten im Bereich der 
Braunkohle. 

Zur Sicherung der Finanzierung der bergbaubedingten 
Nachsorgelasten, die nach dem Ausstieg aus der Braunkoh-

Entwicklung der jährlichen sowie kumulierten Beitragszahlungen* in einen „Fonds zur Rekultivierung der Tagebaue 
und Finanzierung der Folgelasten des Braunkohlebergbaus“ auf Basis einer Abgabe auf die zukünftige 
Stromerzeugung aus Braunkohle Abbildung 10

Eigene Darstellung * basierend auf der erwarteten Braunkohleerzeugung im Kohlekonsenspfad 2040 (entsprechend Eckpunkt 4) 
sowie einer Braunkohle-Nachsorgeabgabe in Höhe von 2,5 Euro je MWh.
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ähnliche Debatte, wie sie aktuell zur Frage der Rückbauver-
pflichtungen und Endlagerlasten der Kernenergie geführt 
wird.

Alternativ zu dem hier vorgeschlagenen Vorgehen wäre 
es auch möglich, die bergbaubetreibenden Unternehmen 
zu verpflichten, die Rückstellungen nicht nur bilanzi-
ell, sondern auch tatsächlich liquide in Form von Rückla-
gen vorzuhalten und für die Vorhaltung und Nutzung dieser 
Rücklagen gesetzliche Regelungen vorzusehen. Alternativ 
wäre es auch denkbar, den öffentlich-rechtlichen Fonds wie 
vorgeschlagen einzurichten, ihn jedoch statt aus der vorge-
schlagenen Abgabe aus einer verpflichtenden Überführung 
der derzeitigen bilanziellen Rückstellungen zu speisen. Die 
sinnvollste Lösung des Themas sollte im Kontext der Kohle-
konsensgespräche zwischen Bund, Ländern und Betreibern 
vereinbart werden. In jedem Fall ist es jedoch notwendig, 
im Kontext des Kohlekonsenses eine langfristig tragfähige 
Übereinkunft über die Finanzierung der langfristigen Re-
kultivierungsaufgaben zu treffen, da sonst gegebenenfalls 
hohe Folgekosten bei den jeweiligen Bundesländern verblei-
ben würden.  

Diese übernimmt die Rekultivierungsaufgabe nach Be-
endigung der Nutzung des Tagebaus.69 Die während des 
laufenden Betriebs der Tagebaue notwendigen Rekulti-
vierungsmaßnahmen verbleiben wie gehabt in der Ver-
antwortung der Tagebaubetreiber.

 → Die Braunkohletagebaubetreiber könnten dann ab 2018 
ihre Rückstellungen für die Rekultivierungsmaßnahmen 
nach Beendigung des Tagebaus auflösen, denn die hier-
für notwendigen Mittel würden ja über die Braunkohle-
Nachsorgeabgabe generiert. Damit würden ihre Bilanzen 
um diesen Punkt bereinigt.

Da die Braunkohle im Wesentlichen in der Stromerzeu-
gung genutzt wird, erhöht eine solche Abgabe die variab-
len Kosten der Braunkohlenutzung. Geht man davon aus, 
dass die bisherigen Rückstellungen ein geeigneter Indika-
tor für die bergbaubedingten Nachsorge- und Folgekosten 
der Braunkohletagebaue nach vollzogenem Kohleausstieg 
sind und knüpft diese an die im Rahmen eines Kohlekon­
senspfades 2040 noch zu erwartende Stromerzeugung aus 
Braunkohlekraftwerken,70 so läuft dies auf eine Braunkohle-
Nachsorgeabgabe in Höhe von etwa 2,5 Euro je MWh hin-
aus.71 Eine Erhöhung der Grenzkosten von Braunkohlestrom 
in einer solchen Größenordnung ist für alle Beteiligten ver-
kraftbar, ändert kaum etwas an der Stellung der Braunkohle 
in der Merit Order vor Steinkohle- und Gaskraftwerken und 
schafft sowohl für die Allgemeinheit als auch für die Be-
treiber Planungssicherheit. Andernfalls droht im Jahr 2030, 
kurz vor der endgültigen Schließung zahlreicher Braunkoh-
letagebaue, beim Thema Braunkohle-Nachfolgekosten eine 

69   Für einen Teil der ostdeutschen Tagebaue besteht bereits eine 
solche bundeseigene Gesellschaft (LMBV), die die Rekultivierung 
der alten Tagebaue aus DDR-Zeiten derzeit übernimmt. Diese 
könnte auch mit der Durchführung der Rekultivierung der 
Braunkohletagebaue nach Ende ihrer Nutzung beauftragt werden.

70   Denkbar wäre beispielsweise auch eine Zahlungsbindung 
an die noch zur Stromerzeugung geförderte Braunkohle.

71   Für ihre bergbaubedingten Verpflichtungen haben die 
Energieversorger im Jahr 2014 insgesamt 4,1 Milliarden 
Euro an Rückstellungen gebildet. Dividiert man die gebilde-
ten Rückstellungen durch die bei einem Kohlekonsenspfad 
2040 noch zu erwartende Braunkohleerzeugung, 
so ergibt sich eine durchschnittliche Braunkohle-
Nachsorgeabgabe in Höhe von etwa 2,5 Euro je MWh.
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währte Instrumente wie Anpassungshilfen, Frühverrentung, 
Sozialpläne und andere Kompensationsmaßnahmen für die 
Betroffenen  hinaus. Er legt insbesondere durch finanzielle 
und sonstige Unterstützung von Initiativen sowohl aus der 
Wirtschaft und als auch aus der Zivilgesellschaft vor Ort den 
Grundstein für eine auf die Zukunft gerichtete nachhaltige 
Entwicklung der betroffenen Regionen.

Dem Bund kommt bei der Bewältigung des Strukturwandels 
in den Braunkohlerevieren die zentrale Verantwortung zu. 
Dafür gibt es einen logischen Grund: Der politisch-gesell-
schaftliche Rahmen für die Energiewende und den Klima-
schutz wurde und wird im Kern auf bundes- und zuneh-
mend auch auf europäischer oder sogar globaler Ebene 
gesetzt, wie die Klimakonferenz von Paris erneut bestätigt 
hat. Deshalb ist die Bewältigung tiefgreifender Folgen und 
ihre Wendung hin zu einer positiven, zukunftsfesten Regi-
onalentwicklung vor allem eine Aufgabe der überregionalen 
politischen Ebenen. Die an den Hotspots der Energiewende 
existenziell Betroffenen erwarten zu Recht die Solidarität 
und praktische Unterstützung der Ebenen von Politik und 
Zivilgesellschaft, die die Energiewende zwar gut begründet, 
jedoch über „ihre Köpfe hinweg“ beschlossen haben und da-
mit gewachsene Strukturen zur Disposition stellen.

Deshalb muss in erster Linie der Bund verlässliche und dau-
erhafte Instrumente zur Bewältigung des energiewendebe-
dingten Strukturwandels schaffen, die über die bereits exis-
tierenden Strukturmittel für strukturschwache Regionen 
hinausgehen. Ein solches Engagement des Bundes ist nicht 
nur notwendig, sondern auch möglich. Der bevorstehende 
Strukturwandel, der teilweise schon begonnen hat, kann 
mit deutlich höheren Erfolgsaussichten gemeinsam mit den 
Betroffenen gestaltet und bewältigt werden als die weit grö-

Der hier vorgeschlagene schrittweise Kohleausstieg ver-
ursacht zwar für die deutsche Wirtschaft insgesamt kein 
erhebliches Strukturwandel-Problem, wohl aber für ein-
zelne Regionen. Im Rheinischen Revier, in der Lausitz und 
im Mitteldeutschen Braunkohlerevier wurde und wird der 
Brennstoff gefördert und verbrannt, der die Wirtschaft in 
Ost und West über mehr als ein halbes Jahrhundert zuver-
lässig mit Strom versorgt hat. Das alte Geschäftsmodell kann 
in Zeiten des Klimawandels nicht dauerhaft fortgesetzt 
werden. Neues muss also das Alte ersetzen. Die Gestaltung 
des Strukturwandels in den Braunkohlerevieren, aus denen 
2015 noch etwa ein Viertel des in Deutschland erzeugten 
Stroms stammte, muss deshalb integraler Bestandteil der 
Energiewende und eines jeden Kohlekonsenses sein.

Für den geordneten, sozialverträglichen und zeitgemäßen 
Umgang mit dem energiewendebedingten Strukturwan-
del benötigen sowohl die betroffenen Beschäftigten und 
ihre Familien als auch die Regionen, in denen der Struk-
turwandel stattfindet und gestaltet wird, eine aufeinander 
abgestimmte Unterstützung. Die Unterstützung muss ho-
hen Qualitätsmerkmalen genügen, um bei den Betroffenen 
selbst, in den Gebietskörperschaften und auch den Bundes-
ländern, in denen sich die Hotspots der Energiewende be-
finden, Vertrauen in die Tragfähigkeit und Dauerhaftigkeit 
der Hilfen zu schaffen.

Aufeinander abgestimmte Unterstützung heißt, dass der 
Strukturwandel in den Braunkohlerevieren im Wege inten-
siver Kooperation aller politischen Ebenen (EU, Bund, Län-
der, Regionen) und in engem Austausch mit den Betroffe-
nen selbst sozialverträglich und zielgerichtet gestaltet wird. 
Die Bewältigung des mit der Energiewende einhergehenden 
Strukturwandels geht in den Braunkohlerevieren über be-

Eckpunkt 8:  Aktive Gestaltung und dauerhafte finanzielle Absicherung des ausstiegsbedingten Struktur-
wandels über einen Strukturwandelfonds

Im Bundeshaushalt wird ein „Strukturwandelfonds Braunkohleregionen“ eingestellt, der über die gesamte Transfor-
mationsphase mit jährlich 250 Millionen Euro ausgestattet wird. Die Aufteilung auf die Regionen erfolgt entsprechend 
der Zahl der in den einzelnen Revieren betroffenen Arbeitsplätze. Über die Verwendung der Mittel entscheiden die je-
weiligen Landesregierungen.
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vorzeitige Abschaltung von Braunkohlekraftwerken und das 
Zurückfahren der Braunkohle-Tagebaue im Laufe von 25 
Jahren verloren gehen werden. Die hier gewählte implizite 
Förderquote von gut einem Drittel entspricht etwa auch der 
Investitions-Förderquote des Bundesprogramms für struk-
turschwache Regionen (Gemeinschaftsaufgabe „Verbes-
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur“, GRW), das für 
2016 mit 624 Millionen Euro ausgestattet ist.74 Zudem sind 
mit den neuen Arbeitsplätzen ebenfalls indirekte Wert-
schöpfungseffekte verbunden, die wiederum Multiplikator-
effekte auslösen.

Die Summe von 250 Millionen Euro soll zweckgebunden für 
die Wirtschafts- und Strukturförderung in den betroffe-
nen Regionen eingesetzt werden und anteilsmäßig entspre-
chend der Zahl der aus den jeweiligen Bundesländern in der 
Braunkohleindustrie Beschäftigten auf die Braunkohlere-
viere aufgeteilt werden. Im Ergebnis würde dies dazu füh-
ren, dass der Fonds etwa hälftig auf West- und Ostdeutsch-
land aufgeteilt würde. Mit dieser Summe wird es gelingen, 
in den jeweiligen Regionen eine neue wirtschaftliche Dyna-
mik zu entfachen, zumal in den Anfangsjahren die Summe 
von 250 Millionen Euro die wegfallende Wertschöpfung 
deutlich übersteigt, weil die Minderung von Braunkohleför-
derung und Stromerzeugung ja schrittweise erfolgt.75

Die Fondsmittel sollten – analog zum GRW-Programm 
– durch die betroffenen Länder Nordrhein-Westfalen, 
Brandenburg, Sachsen und Sachsen-Anhalt verwaltet 
werden. Die Vergabe der Mittel aus dem „Strukturwandel-
fonds Braunkohleregionen“ erfolgt nach einem geordneten 
Prüfverfahren autonom durch die Bundesländer, auf deren 
Territorien die betroffenen Regionen (Braunkohlereviere) 
gelegen sind. Denn die Bundesländer haben eine bessere 
Kenntnis über die Bedürftigkeit bestimmter Regionen und 

74  Deutscher Bundestag (2015b).

75   Zum Vergleich: Zusätzlich zu den Förderungen aus den europäi-
schen Strukturfonds EFRE/ESF betrug die Wirtschaftsförderung 
im Jahr 2014 in ganz Brandenburg 230 Millionen Euro, in Sachsen 
247 Millionen Euro und in Sachsen-Anhalt 156 Millionen Euro. 
Nordrhein-Westfalen besitzt zusätzlich zu den EFRE-Mitteln 
einen Sonderfonds für regionale Wirtschaftsförderung in struk-
turschwachen Regionen in Höhe von 84 Millionen Euro.

ßer dimensionierten historischen Vorbilder. Deutschland ist 
heute ein wohlhabenderes Land als die alte Bundesrepublik, 
die in den 1970er Jahren mit dem Strukturwandel im west-
deutschen Steinkohlebergbau konfrontiert war. Und es ist 
auch ein wohlhabenderes Land als die junge neue Bundes-
republik, die zu Beginn der 1990er Jahre den (Teil-) Zusam-
menbruch des Braunkohlebergbaus in Ostdeutschland be-
wältigen musste.

Ein sachlich konsistent begründeter Bezugsrahmen kop-
pelt die Höhe der Strukturhilfen für die Braunkohleregionen 
an den Teil der Wertschöpfung der Braunkohlewirtschaft, 
der durch die vorzeitige Schließung von Braunkohlekraft-
werken und die verminderten Braunkohle-Fördermengen 
gegenüber der Referenzentwicklung schrittweise verloren 
geht. Derzeit generiert ein Arbeitsplatz in der Braunkohle-
wirtschaft nach Angaben des Bundesverbands Braunkohle 
(DEBRIV) eine direkte und indirekte Bruttowertschöpfung 
von rund 300.000 Euro pro Jahr.72 Vergleicht man die im 
Business­as­usual 73 zu erwartende Wertschöpfung mit der 
erwarteten Wertschöpfung im Rahmen des vorgeschlage-
nen Kohlekonsenspfades 2040,  so führt dies im Zeitraum 
2015 bis 2040 zu einem Bruttowertschöpfungsverlust in 
Höhe von insgesamt 17,6 Milliarden Euro. Das entspricht im 
Durchschnitt der 25 Jahre etwa 700 Millionen Euro jährlich.

Agora Energiewende schlägt deshalb vor, dass der Bun-
deshaushalt einen Strukturförderfonds für die betroffenen 
Regionen („Strukturwandelfonds Braunkohleregionen“) auf-
legt, der über die gesamte Transformationsphase mit jähr-
lich 250 Millionen Euro ausgestattet wird. Die Summe ent-
spricht also einem guten Drittel (35 Prozent) der durch den 
Kohleausstieg sinkenden Bruttowertschöpfung der Braun-
kohlewirtschaft. Ziel der Maßnahme ist es, induziert durch 
die ausgeschütteten Strukturhilfen eine vergleichbare Zahl 
neuer Arbeitsplätze in der Region zu schaffen wie durch die 

72   Laut DEBRIV (2015) beträgt die gesamte Bruttowertschöpfung 
der Braunkohlewirtschaft im Jahr 2014 rund 6,5 Milliarden 
Euro. Bei derzeit noch rund 21.500 direkten Beschäftigten 
(Statistik der Kohlenwirtschaft (2015a/b)) entspricht dies 
ungefähr 300.000 Euro pro Arbeitsplatz und Jahr.  

73  Referenzszenario (Kapitel 5 der Langfassung). 
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einer möglichst effizienten Mittelverwendung als der Bund 
oder die europäischen Institutionen.
Zu den Fördergegenständen des Fonds können zum Beispiel 
gehören:

 → Aufbau einer Infrastruktur zur Regionalentwicklung in 
allen Regionen (zum Beispiel nach dem Vorbild der Inno­
vationsregion Rheinisches Revier in Nordrhein-West-
falen, einer Institution, der es bisher allerdings an einer 
angemessenen finanziellen Ausstattung mangelt),

 → Unterstützung von Initiativen aus den traditionellen 
Kraftwerksunternehmen,76 z.B. zur Ansiedlung neuer 
Gaskraftwerke an den bisherigen Kohlekraftwerks-
standorten, 

 → Unterstützung von Aktivitäten zur Ansiedlung neuer 
Energiestandorte im Bereich Erneuerbarer Energien und 
Energieeffizienz,

 → gezielte Förderung und Ansiedlungshilfen für zivilge-
sellschaftliche Initiativen und Unternehmen, die zu einer 
(weiteren) Diversifizierung der regionalen Wirtschafts-
struktur außerhalb des Energiesektors beitragen,  

 → Infrastrukturförderung (insbesondere in Ostdeutschland), 
z.B. durch Förderung einer verbesserten Bahn-, Pkw- 
und IT-Anbindung der jeweiligen Regionen,

 → Förderung intelligenter Nachnutzungen von stillgeleg-
ten Werks- und Kraftwerksflächen für Gewerbe und 
 Industrie (z. B. Logistikzentren),

 → Forschungsförderung mit dem Ziel, die betroffenen Re-
gionen als innovative Energieregionen zu erhalten und 
auf neuer Grundlage fortzuführen (Erneuerbare Energien, 
Energieeffizienz),

 → Entwicklung grenzüberschreitender Ansiedlungspers-
pektiven mit den Nachbarstaaten Polen, Belgien und den 
Niederlanden,

 → Eröffnung von Möglichkeiten des Erfahrungsaustauschs 
mit Regionen im In- und Ausland, die im Verlauf von 
Strukturwandelphasen, erfolgreich Innovations- und 
Nachhaltigkeitsinitiativen umsetzen.77

76  IÖW (2015).

77   Als Beispiel ist hier etwa die Initiative „Sustainable 
Cleveland 2019" zu nennen, die in einer Kohleregion in 
den USA den regionalen Strukturwandel begleitet.
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Dafür ist entscheidend, dass Risiken frühzeitig erkannt 
werden. Das Bundeswirtschaftsministerium führt dazu 
nach §51 EnWG ein regelmäßiges Monitoring zur Ver-
sorgungssicherheit durch, das künftig auch die regionale 
Integration der Strommärkte berücksichtigt. Das Zusam-
menwachsen des europäischen Strommarkts hilft, Versor-
gungssicherheit kostengünstiger zu gewährleisten. Denn im 
regionalen Verbund gleichen sich Lastspitzen und Erzeu-

Deutschland verfügt im internationalen Vergleich über 
eine außergewöhnlich zuverlässige Stromversorgung. Der 
Strom fällt hier im Durchschnitt ungeplant nur 12 Minuten 
pro Jahr aus,78 und keiner der Ausfälle ist dadurch bedingt, 
dass nicht genügend Kraftwerke zur Verfügung stünden, 
um Strom zum Zeitpunkt der Nachfrage zu produzieren. Das 
muss auch im Kontext des Kohleausstiegs so bleiben. 

78  BNetzA (2015).

Eckpunkt 9:  Gewährleistung der gewohnt hohen Versorgungssicherheit über den gesamten 
 Transformationszeitraum

Die Politik stellt im Wege geeigneter Reserve- und Monitoring-Regelungen das gewohnt hohe Niveau der Versor-
gungssicherheit in Deutschland auch für die Zukunft sicher. Um größtmögliche Kosteneffizienz zu erreichen, werden 
notwendige Reserven möglichst technologieoffen ausgeschrieben und einem kontinuierlichen Überprüfungsprozess 
unterzogen – insbesondere ab dem Jahr 2025, wenn erwartungsgemäß ein Zubau neuer Gaskraftwerkskapazitäten 
notwendig wird. Am Ende des Ausstiegszeitraums wird ein Teil der dann abzuschaltenden letzten Steinkohlekraft-
werke für einen Übergangszeitraum in eine Kapazitätsreserve überführt.

Modellendogener Zubau von erdgasbefeuerten Anlagen im Referenzszenario und 
im vorgeschlagenen Kohlekonsenspfad 2040 Abbildung 11
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werden. Insbesondere ab dem Jahr 2025, wenn ein erheb-
licher Zubau von neuen Gaskraftwerken erforderlich wird, 
muss die Marktsituation kontinuierlich und sehr aufmerk-
sam beobachtet werden und ggf. auch die Kapazitätsreserve 
erhöht werden, falls am Markt nicht rechtzeitig genügend 
neue Kraftwerkskapazitäten errichtet werden.81 Zudem 
sollte zum Ende des verbindlichen Kohleausstiegfahrplans 
und wenige Jahre darüber hinaus (2040 – 2043) die Kapazi-
tätsreserve übergangsweise um einen Teil der dann abge-
schalteten Steinkohlekraftwerke erweitert werden. Grund 
ist, dass in relativ kurzer Zeit insgesamt elf Gigawatt an 
Stein- und Braunkohlekraftwerken aus dem Markt genom-
men werden. Die Steinkohlekraftwerke, die aufgrund der 
Inbetriebnahme 2014/2015 im Jahr 2040 noch keine Be-
triebsdauer von 27 Jahren erreichen werden, sollten deshalb 
für einen Zeitraum von ein bis drei Jahren in die Kapazitäts-
reserve überführt werden und die hohe Versorgungssicher-
heit Deutschlands auch in der Endphase der Energiewende 
absichern. 

Die veränderte Kapazitätssituation wirkt sich auch auf den 
Stromaustausch mit dem Ausland aus. Deutschland ist seit 
einigen Jahren Netto-Stromexportland. Durch den Koh-
leausstieg wird sich diese Situation schrittweise verän-
dern, der strukturelle Exportüberschuss wird also sukzes-
sive abgebaut und Deutschland in einer Übergangsphase 
(von 2023 bis 2028) per Saldo zum Netto-Importland. Der 
aktuelle Exportsaldo von rund 35 Terawattstunden im Jahr 
2014 wird zeitweise zu einem Importsaldo von 8 Terawatt-
stunden in den Jahren 2025 und 2026. Dies ist das Ergebnis 
von ökonomischen Optimierungen der Kraftwerksbetrei-
ber in Deutschland und den Nachbarländern innerhalb des 
europäischen Strommarkts. Im Zuge des weiteren Ausbaus 
der Erneuerbaren Energien in Deutschland kehren sich die 
Importüberschüsse bis 2029 in der Modellierung wieder 
vollständig um, so dass Deutschland danach wieder Netto-
Stromexportland würde. 

81   Gegebenenfalls wäre in diesem Kontext auch eine erneute Prüfung 
der Frage, ob ein Kapazitätsmarkt die effizientere Alternative 
zur Sicherung der Versorgungssicherheit ist, sinnvoll.

gungskapazitäten aus, so dass insgesamt weniger Erzeu-
gungskapazitäten benötigt werden.79 

Ein Teil der im Rahmen eines Kohleausstiegs stillgelegten 
Kraftwerkskapazitäten wird dessen ungeachtet durch neue 
inländische Gaskraftwerke ersetzt werden müssen, um die 
Stromnachfrage in Ergänzung zu den Erneuerbaren Ener-
gien zu bedienen und stets ausreichend Kapazität zur Ver-
fügung zu haben. Zwar sorgt die im Modell unterstellte ver-
fügbare Lastflexibilität dafür, dass nicht 1:1 jede wegfallende 
Kraftwerkskapazität durch eine neue ersetzt werden muss. 

Dennoch ergeben die Modellrechnungen von enervis energy 
advisors im mittleren Ausstiegspfad auch signifikante Zu-
bauten von Gaskraftwerken, insbesondere nach dem Abbau 
der derzeit bestehenden Überkapazitäten nach 2025. So  
sind bei einem Kohleausstieg entlang des Kohlekonsens­
pfades 2040 gegenüber der Referenzentwicklung zusätzli-
che modellendogene Kapazitätszubauten von Gaskraftwer-
ken von bis zu 10 Gigawatt zu erwarten, sodass  bis zum Jahr 
2040 etwa 20 Gigawatt neue Gaskraftwerke gebaut wer-
den.80 

Zur weiteren Gewährleistung der Versorgungssicherheit 
wird es laut Strommarktgesetzentwurf von 2015 eine Ka-
pazitätsreserve in Höhe von rund fünf Prozent der durch-
schnittlichen Jahreshöchstlast geben, um im Notfall als 
Rückfalloption bereitzustehen. Diese kommt nur dann zum 
Einsatz, wenn es an der Strombörse auch nach zweimaliger 
Ausschreibung zu keinem Ausgleich zwischen Angebot und 
Nachfrage kommt. Die in der Reserve vertraglich gebunde-
nen Anlagen stehen außerhalb des Strommarkts und sollen 
auf der Basis von wettbewerblichen Ausschreibungen er-
mittelt werden.

Dieses Sicherheitsnetz sollte weiterhin kontinuierlich im 
Hinblick auf seine Systematik und seinen Umfang überprüft 

79  Consentec/r2b (2015).

80   Aufgrund der Anpassung des Kapazitätsverlaufs erge-
ben sich im Kohlekonsenspfad 2040 gegenüber dem mitt­
leren Ausstiegsszenario (Kohleausstieg 2040)  leichte 
Ergebnisabweichungen für die Jahre 2038, 2039 und 2040.
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Exporte

Importe

Stromfl ussbilanz mit dem Ausland im Referenzszenario und im vorgeschlagenen Kohlekonsenspfad 2040  Abbildung 12
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Jahre zu erhöhen, für 2019 eine neue Wegmarke angelegt, 
da im Jahr 2020 die nächste große Welt-Klimakonferenz 
stattfinden soll. In diesem Zusammenhang wird eine Reform 
und weitere Verschärfung des EU-Emissionshandels erneut 
auf der Tagesordnung stehen, um eine mögliche Erhöhung 
des Klimaschutzbeitrags der EU im Kontext der Weltklima-
konferenz 2020 sicherzustellen. Die Bundesregierung sollte 
diese Debatte frühzeitig vorbereiten und aktiv nutzen, um 
den EU-Emissionshandel weiter zu stärken.

Ein wichtiger Punkt in diesem Zusammenhang wird der 
Umgang mit Überschussmengen im EU-Emissionshandel 
sein. Denn nach geltendem EU-Recht führt der Kohleaus-
stieg in Deutschland zwar zu niedrigeren Emissionen nicht 
nur in Deutschland, sondern in ganz Europa, da der wegfal-
lende Kohlestrom durch ungefähr halb so CO₂-intensiven 
Strom aus anderen fossilen Kraftwerken im In- und Aus-
land ersetzt wird.84 In diesem Kontext werden jedoch EU-
Emissionshandelszertifikate frei, die – zusätzlich zu den 
bereits existierenden zwei Milliarden Überschusszertifika-
ten im System – weitere Überschüsse generieren. Diese frei 
werdenden Zertifikate stellen Anspruchsberechtigungen 
für Emissionen innerhalb des EU-Emissionshandels dar, die 
grundsätzlich jederzeit irgendwo in Europa eingelöst wer-
den können. Geschähe dies, würde dies den Klimaschutz-
effekt des Ausstiegsfahrplans zunichte machen. 

Mit der ab 2019 geltenden Marktstabilitätsreserve wurde 
jedoch ein erster Schritt getan, um diesem Effekt entge-
gen zu wirken. So werden künftig die derzeit existierenden 
Zertifikate-Überschüsse in Höhe von über zwei Milliarden 

84  enervis (2015b).

Der EU-Emissionshandel ist ein zentrales Klimaschutzins-
trument im Stromsektor. Er wird entsprechend der Theorie 
des Policy-Mix82 in allen Ländern der Europäischen Union 
durch weitere Instrumente, insbesondere im Bereich der 
Erneuerbaren Energien und der Energieeffizienz, flankiert. 
Zentral in Deutschland sind hier das Erneuerbare-Energien-
Gesetz als Finanzierungsinstrument im Bereich der Er-
neuerbaren Energien sowie die im Nationalen Aktionsplan 
Energieeffizienz (NAPE) vorgesehenen ordnungsrechtlichen 
und Fördermaßnahmen im Bereich der Energieeffizienz.

Aufgrund des aktuell niedrigen und auch auf absehbare 
Zeit nicht wesentlich steigenden CO₂-Preises ist es erfor-
derlich, den Emissionshandel mit einem weiteren Instru-
ment zu ergänzen, beispielsweise einem Kohleausstiegs-
fahrplan.83 Auch andere EU-Mitgliedstaaten haben bereits 
unterschiedliche nationale Maßnahmen eingeleitet, wie 
etwa Großbritannien mit dem CO₂-Mindestpreis sowie dem 
geplanten Kohleausstieg bis 2025 oder die Niederlande mit 
ihrer Energievereinbarung und dem Auftrag des Parlaments 
an die Regierung, einen Kohleausstieg zu organisieren. 

Dennoch sollte es weiterhin das Ziel sein, den Emissions-
handel als zentrales Instrument des europäischen Klima-
schutzes zu stärken. Nach den 2014 getroffenen Beschlüs-
sen zur Marktstabilitätsreserve sowie zur Erhöhung des 
Emissionsreduktionsfaktors auf 2,2 Prozent pro Jahr ab 
2021 ist derzeit eine weitere Reform nicht zu erwarten. Al-
lerdings hat die Klimakonferenz von Paris mit ihrer Verein-
barung, das Ambitionsniveau der Vertragsstaaten alle fünf 

82  IEA (2011), Öko-Institut (2010).

83  Agora Energiewende (2015b).

Eckpunkt 10:  Stärkung des EU-Emissionshandels und zeitnahe Stilllegung der im Zuge des Kohleausstiegs frei 
werdenden CO₂-Zertifikate

Die Bundesregierung setzt sich auf europäischer Ebene aktiv für eine Stärkung des EU-Emissionshandels ein, unter 
anderem im Kontext der für 2020 zu erhöhenden EU-Ambitionen aufgrund des Pariser Klimaschutzabkommens. 
Hierzu gehört beispielsweise die Einführung einer Regelung, dass die wegen des Kohleausstiegs frei werdenden CO₂-
Zertifikate, die nach geltendem EU-Emissionshandelsrecht ab 2019 der Marktstabilitätsreserve zugeführt werden, 
endgültig stillgelegt werden.
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der Marktstabilitätsreserve wieder in den Markt entlassen 
und zu zusätzlichen CO₂-Emissionen führen.

Agora Energiewende schlägt daher vor, dass sich die Bun-
desregierung bei der nächsten Revision der EU-Emissions-
handelsrichtlinie für eine Regelung zur direkten, dauer-
haften Stilllegung (Löschung) von solchen CO₂-Zertifkaten 
einsetzt, die im Kontext zusätzlicher nationaler Maßnahmen 
freiwerden. Zudem sollten grundsätzlich die in der Markt-
stabilitätsreserve enthaltenen Zertifikate oberhalb eines 
gewissen Niveaus (z.B. 500 Millionen Zertifikate) dauerhaft 
stillgelegt werden, da ihre Rückführung in den EU-Emis-
sionshandelsmarkt die eigentlich für einen funktionieren-
den Markt notwendige Knappheit unterminiert. Eine so 
durchgeführte Löschung von zwei bis drei Milliarden Über-
schusszertifikaten aus dem EU-Emissionshandel wäre ein 
wirkungsvoller Beitrag Europas bei der Weltklimakonferenz 
2020 zur dann notwendigen Steigerung des Ambitionsni-
veaus, denn so blieben der Atmosphäre weitere zwei bis drei 
Gigatonnen CO₂-Emissionen erspart. 

CO₂-Zertifikaten sukzessive aus dem Markt genommen, bis 
der Überschuss auf 833 Millionen Tonnen reduziert worden 
sein wird. Da der Abbau des Überschusses aber nur langsam 
geschieht und es zudem nicht unwahrscheinlich erscheint, 
dass die Stromnachfrage aufgrund der schwachen Konjunk-
tur in Teilen Südeuropas und zunehmender Effizienzfort-
schritte europaweit weiter sinkt, ist zu erwarten, dass die 
Markstabilitätsreserve bis 2025 auf etwa drei Milliarden 
Zertifikate anwachsen wird.85 

Fällt der Überschuss am Emissionshandelsmarkt zu einem 
bestimmten Zeitpunkt unter ein Niveau von 400 Millionen 
Tonnen, sollen die Zertifikate in der Marktstabilitätsreserve 
gemäß aktueller Rechtslage dem Markt wieder zugeführt 
werden. In einem solchen Fall, der jedoch nach allen Szena-
rien frühestens 2025 eintreten dürfte, würden auch die im 
Kontext des Kohleausstiegs freigewordenen Zertifikate aus 

85  Agora Energiewende (2015b). 

Erwartete Entwicklung der Emissionshandels-Überschussmengen und der Marktstabilitätsreserve Abbildung 13
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scheinlichen Entwicklung. Wenn die bei der IEA weiter 
erwarteten Preissteigerungen bei Kohle, Öl und Erdgas 
nicht eintreten, wofür derzeit viele Anzeichen sprechen, 
fällt auch das gesamte Strompreisniveau entsprechend 
niedriger aus. Insgesamt ist daher – gerade auch ange-
sichts der stetig weiter steigenden Anteilen von Erneu-
erbaren Energien – davon auszugehen, dass das Bör-
senstrompreisniveau in Deutschland im europäischen 
Vergleich weiterhin unterdurchschnittlich sein wird. 

Für die Bewertung des Kohleausstiegs ist jedoch nicht das 
absolute Strompreisniveau der verschiedenen Szena-
rien, sondern die Differenz zwischen den untersuchten 
Szenarien von Relevanz. Die Analyse zeigt, dass sich die 
Börsenstrompreise im Falle des Kohlekonsenspfads 2040 
gegenüber der erwarteten Referenzentwicklung nur mo-
derat erhöhen, sofern der Kohleausstieg schrittweise und 
entlang der CO₂-Vermeidungskosten erfolgt: Im Ergebnis 
steigen die Börsenstrompreise gegenüber der Referenz-
entwicklung um durchschnittliche rund 2,5 Euro je Me-
gawattstunde (Abbildung 14).

Zwar wären in der Folge alle Stromverbraucher von die-
sen Mehrkosten in Höhe von 2,5 Euro je MWh betroffen. 
Auf den größten Teil der deutschen Industrie sind in diesem 
Kontext jedoch keine negativen Rückwirkungen zu erwar-
ten, da der Anteil der Energiekosten am Bruttoproduktions-

Deutschland ist Industriestandort und die energieinten-
sive Industrie eine seiner wichtigen Säulen, ebenso wie 
der Anlagenbau und die mittelständische Wirtschaft. 
Der Kohleausstieg ist deshalb so zu gestalten, dass er die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie erhält und 
neue Chancen eröffnet. Eine kluge Energiewende-Indus-
triepolitik verhindert zugleich Fehlinvestitionen und för-
dert Innovation. 

Die derzeit zu beobachtenden Preise für Strom an der 
Börse sind nicht nur tagesaktuell niedrig, sondern erge-
ben auch sehr niedrige Notierungen von unter 30 Euro 
pro Megawattstunde für  Strom-Terminkontrakte bis in 
das Jahr 2021. Ursache hierfür sind die aktuell niedrigen 
Brennstoff- und CO₂-Preise sowie der hohe und ste-
tig steigende Anteil von Erneuerbaren Energien (Merit­
Order­Effekt). Die modellgestützten Analyse von enervis 
energy advisors im Auftrag von Agora Energiewende geht 
davon aus, dass in den nächsten Jahren sowohl in der Re-
ferenz als auch entlang des Kohlekonsenspfades 2040 ein 
Anstieg des Strompreisniveaus zu erwarten ist. Dieser 
geht auf die zugrundeliegenden Annahmen zur weiteren 
Entwicklung der Kohle-, Öl und Gaspreise am Weltmarkt 
zurück. So geht die Internationale Energieagentur (IEA) 
in ihrem aktuellen World Energy Outlook (2015) davon 
aus, dass diese auch in Zukunft weiter deutlich steigen 
werden. Aus heutiger Sicht liegen solche Abschätzun-
gen jedoch tendenziell eher am oberen Rand einer wahr-

Eckpunkt 11:  Absicherung des Wirtschaftsstandorts Deutschland und der energieintensiven Industrie  
während der Transformationsphase 

Wegen steigender Anteile Erneuerbarer Energien werden die Börsenstrompreise in Deutschland aufgrund des Merit­
Order­Effekts voraussichtlich weiter auf niedrigem Niveau verharren. Für den Fall, dass sich diese Erwartung als nicht 
zutreffend erweist, sichert die Politik insbesondere der energieintensiven Industrie zu, sie gegen mögliche Belas-
tungen ihrer internationalen Wettbewerbsfähigkeit im Zusammenhang mit dem Ausstieg aus der Kohleverstromung 
durch geeignete Maßnahmen abzusichern. Zugleich setzt die Politik Anreize für die weitere Verbesserung der Ener-
gieeffizienz und Fortschritte bei der Dekarbonisierung der Wirtschaft insgesamt, weil auch dies perspektivisch nicht 
nur dem Klimaschutz dient, sondern auch die Wettbewerbsfähigkeit verbessert.
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werbsfähigkeit. Entscheidend ist hier zwar das Verhält-
nis der Preisentwicklung in Deutschland im Vergleich zu 
der Entwicklung auf den relevanten Wettbewerbsmärk-
ten. Insgesamt ist die Sorge jedoch grundsätzlich berechtigt, 
dass ein deutlich höheres Strompreisniveau in Deutsch-
land im Vergleich zu anderen Märkten die energieintensive 
Industrie in ihrer Wettbewerbsfähigkeit beeinträchtigen 
könnte – auch wenn derzeit das Börsenstrompreisniveau in 
Deutschland deutlich unter dem europäischen Durchschnitt 
liegt. Die Bundesregierung hat deshalb in der Vergangenheit 
umfassende Ausnahmeregelungen erlassen, um die Wettbe-
werbsfähigkeit der energieintensiven Industrie zu stützen.

Um die energieintensiven Industrieunternehmen nicht zu-
sätzlich zu belasten, sollte sich die Bundesregierung deshalb 
verpflichten, die Wettbewerbsfähigkeit der energieinten-
siven Industrie auch weiterhin durch geeignete Maßnah-
men sicherzustellen. Zugleich muss geprüft werden, welche 
Anreize für eine weitere Verbesserung der Energieeffizienz 
und eine Dekarbonisierung der Energieversorgung gerade 
auch in energieintensiven Industrien, aber auch in anderen 

wert 86 in vielen Branchen bei weniger als drei Prozent und 
im Durchschnitt bei etwa zwei Prozent liegt  (siehe Abbil-
dung 15). Ein Anstieg der Energiekosten insgesamt um fünf 
Prozent würde die Produktionskosten also beispielsweise 
nur um etwa 0,1 Prozent erhöhen.

Für die energieintensiven Branchen hat der Strompreis 
demgegenüber einen wichtigen Einfluss auf die Wettbe-

86   Der Anteil am Produktionswert spiegelt nur eine mögliche 
Perspektive auf die Energiekosten. Ergänzend können diese 
auch im Verhältnis zur Bruttowertschöpfung betrachtet werden. 
Dazu schlug die Expertenkommission zum Monitoring der 
Energiewende den Indikator der Energiestückkosten vor, der das 
Verhältnis der direkten Energiekosten zur Bruttowertschöpfung 
abbildet (Expertenkommission (2015)). Dieser Energiestückkosten-
Indikator (und seine Weiterentwicklung unter Einbeziehung 
der indirekten Energiekosten aus Vorleistungsprodukten 
zum Indikator der „totalen Energiestückkosten“) zeigt, dass 
die Kosten in Deutschland zwar gestiegen sind, insgesamt 
jedoch im europaweiten Vergleich strukturell eher am 
unteren Rand liegen und sich zudem in Europa über die Zeit 
dynamischer nach oben entwickelten als in Deutschland.

Börsenstrompreisentwicklung (Base) im Referenzszenario und im vorgeschlagenen Kohlekonsenspfad 2040   Abbildung 14
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Hinweis: Die steigende Strompreis-Entwicklung, die laut Modell in allen Szenarien zwischen 2018 und 2025 erfolgt, hat seine wesentliche Ursache in den im Modell getroff enen 
CO₂- und Brennstoff preis-Annahmen für Kohle und Gas, die auf der langfristigen Erwartung des IEA-World Energy Outlook (2014) basieren. Die daraus resultierenden Preis-
projektionen liegen z.T. deutlich über der von vielen Marktteilnehmern erwarteten Strompreisentwicklung, was auf ein insgesamt niedrigeres Commodity-Preisniveau in der 
Erwartung dieser Marktakteure hinweist. Für die weitergehenden Analysen und Schlussfolgerungen der Studie hat die absolute Höhe der Strompreise jedoch nur geringe 
Relevanz, da alle Eff ekte auf einer Diff erenzbetrachtung zwischen beiden Szenarien basieren. 
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sein im Zuge der Energiewende gewonnenes Know-how 
und seinen Technologievorsprung aktiv einsetzen.

Hierbei gilt es, aus den Fehlern der Vergangenheit zu ler-
nen und sich auf die traditionellen Stärken der deutschen 
Industrie zu konzentrieren. Das bedeutet, den Weltmarkt 
vor allem im Maschinen- und Anlagenbau, in der System-
technik und in Know-how-Dienstleistungen zu bedienen. 
Auf Basis des Technologie-und Wissensvorsprungs, den 
sich Deutschland aufgrund der bereits heute hohen Wind- 
und Solarstromanteile im Bereich der Flexibilitätsoptionen 
erarbeitet hat und weiter erarbeitet, können sich deutsche 
Firmen in diesem Bereich international neue Exportmög-
lichkeiten eröffnen. Im Bereich der Windanlagenhersteller 
beispielsweise stehen drei deutsche Unternehmen unter den 
zehn Weltmarktführern. An der Spitze aber steht hier nach 
wie vor ein Unternehmen aus dem Wind-Vorreiterland Dä-
nemark. Nachhaltige Industriepolitik in Zeiten der Energie-
wende heißt also auch, globale Trends frühzeitig zu erken-
nen und die innovativen Kräfte zu mobilisieren, damit die 
nationale Wirtschaft am Weltmarkt erfolgreich sein kann.

Wirtschaftssektoren gesetzt werden können. Die Potenziale 
für Prozessinnovationen sind in diesem Kontext noch nicht 
ausgeschöpft.

Die Energiewende ist ein Transformationsprozess hin zu 
neuen Technologien. Damit ergeben sich vielfältige neue 
Geschäftsmodelle, die industrielle Innovationen hervor-
bringen und neue Märkte entstehen lassen. Wichtiger 
Bestandteil einer modernen Industriepolitik in Zeiten der 
Energiewende ist es, die deutsche Industrie in diesen Berei-
chen für den globalen Wachstumsmarkt der Erneuerbaren 
Energien und der Energieeffizienz zu positionieren. Denn 
weiter sinkende Preise für Wind- und Solaranlagen las-
sen in den kommenden Jahren einen globalen Massenmarkt 
entstehen, zumal in Schwellen– und Entwicklungsländern 
ein großer Nachholbedarf im Bereich der Stromversorgung 
existiert und Wind- und Solaranlagen vergleichsweise 
schnell errichtet werden können. Überall wird es um die 
Etablierung einer sicheren Stromversorgung auf der Basis 
von Wind- und Sonnenenergie gehen. Deutschland kann 

Bruttoproduktionswert, Energiekosten und Energiekostenanteil am Bruttoproduktionswert 
nach Sektoren im Jahr 2013   Abbildung 15

BMWi (2015c) auf Basis Statistisches Bundesamt
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Ende gab es jeweils bei allen Beteiligten ein hohes Maß an 
Verständnis darüber, dass eine Konsenslösung der weite-
ren parteipolitischen Profilierung vorzuziehen sei – zum 
Nutzen der betroffenen Beschäftigten und der Unterneh-
men, die ebenfalls Planungssicherheit und Verlässlichkeit 
den Vorzug gaben gegenüber einer in ihren Wirkungen 
unkalkulierbaren Fortsetzung der Auseinandersetzung.

3.  Umbau des Energiesystems in Richtung Erneuerbare 
Energien bei gleichzeitiger Sicherung des Industrie­
standorts Deutschland  
Die Förderung der Erneuerbaren Energien wurde erst-
mals 1991 mit dem Stromeinspeisegesetz beschlossen und 
seither von allen Regierungen weiterverfolgt. Ein Ergeb-
nis ist der Anstieg der Erneuerbaren Energien auf einen 
Anteil von fast einem Drittel am nationalen Stromver-
brauch des Jahres 2015. Gleichzeitig waren aber auch alle 
Regierungen darauf bedacht, die Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Industrie als ein wesentliches Fundament 
des deutschen Wohlstands zu sichern – auch mit Blick 
auf Europa. Dies führte unter anderem zu umfassenden 
Ausnahmeregelungen für die nationale Industrie im Be-
reich von Ökosteuer, Emissionshandel, Netzentgelten und 
Erneuerbare-Energien-Gesetz.

Vor dem Hintergrund dieser Konstanten ist jetzt ein Kohle-
konsens naheliegend, wenn nicht  dringend geboten. Denn 
Deutschland kann nicht Energiewendeland sein und gleich-
zeitig Kohleland bleiben - nach Paris weniger denn je. Der 
Kohleausstieg ist daher unumgänglich. Damit er für alle Be-
troffenen fair, verträglich und mit ausreichendem Vorlauf 
erfolgen kann, sollte er zeitnah im Rahmen eines partei-
übergreifenden Konsenses vereinbart werden – und nicht 
in fünf bis zehn Jahren als Ergebnis einer Jahre währenden 
Auseinandersetzung mit all ihren negativen Begleiterschei-
nungen. Ein Kohlekonsens wäre insofern sowohl im Sinne 
des Klimaschutzes als auch im Sinne der zu Recht eingefor-
derten Planungs- und Investitionssicherheit für den Indus-
triestandort Deutschland.

Deutschlands Klima- und Energiepolitik ist seit 1990 von 
drei großen Konstanten geprägt:

1.  Klimapolitischer Vorreiter  
  Schon anlässlich des Erdgipfels von Rio de Janeiro 1992 

und mit dem im selben Jahr unter Bundeskanzler Helmut 
Kohl beschlossenen nationalen Klimaschutzprogramm 
hat sich Deutschland als klimapolitischer Vorreiter po-
sitioniert. Daran hat sich bis heute nichts geändert. So 
stand Deutschland in den vergangenen 25 Jahren für eine 
weitgehend einheitliche, ambitionierte Politik bei allen 
internationalen Klimaverhandlungen – an der Spitze un-
abhängig von ihrer Parteizugehörigkeit vertreten von den 
Bundesumweltministern und Bundesumweltministerin-
nen Klaus Töpfer, Angela Merkel, Jürgen Trittin, Sigmar 
Gabriel, Norbert Röttgen, Peter Altmaier und jetzt Barbara 
Hendricks. Darüber hinaus haben alle Bundesregierun-
gen seit 1990 umfangreiche nationale Klimaschutzpro-
gramme aufgelegt und Gesetzesinitiativen ergriffen, um 
der Verantwortung Deutschlands als viertgrößter Indus-
trienation der Welt gerecht zu werden. Im Jahr 2015, als 
Deutschland auf Schloss Elmau im Rahmen seiner G7-
Präsidentschaft einen wichtigen Beitrag zum Gelingen 
der Klimakonferenz von Paris leistete, setzte sich diese 
Tradition fort. Ebenso in Paris selbst, wo die deutsche De-
legation erneut eine treibende Rolle spielte.

2.  Konsens bei großen Konfliktthemen  
Gleichzeitig war die nationale Energiepolitik in Deutsch-
land über einen noch längeren Zeitraum immer auch 
durch Großkonflikte geprägt – sei es bei der Frage der 
künftigen Rolle des Steinkohlebergbaus oder im jahr-
zehntelangen Streit um den Ausstieg aus der Kernenergie. 
Gemeinsam ist diesen fundamentalen Auseinanderset-
zungen, dass sie letztlich alle im Wege parteiübergreifen-
der Konsensvereinbarungen gelöst wurden. Diese wur-
den im Jahr 2007 für den deutschen Steinkohlebergbau 
ebenso gefunden wie im Jahr 2011 nach dem Desaster von 
Fukushima für den Ausstieg aus der Kernenergie durch 
Rückgriff auf den Atomkonsens des Jahres 2000. Am 

4 Fazit 
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Die Zeit für zügige Verhandlungen über einen solchen 
Kohle konsens mit dem Ziel eines schrittweisen Ausstiegs 
aus der Kohleverstromung ist reif. Weil dieser Eindruck 
sich nach den kontroversen Debatten um Klimabeitrag und 
Braunkohle-Sicherheitsbereitschaft in der zweiten Jahres-
hälfte 2015 in vielen Gesprächen nicht nur mit Fachleuten 
immer weiter verdichtete, hat Agora Energiewende die nun 
vorliegenden Eckpunkte in einem intensiven Prozess er-
arbeitet. Ihre Übersetzbarkeit in die Realität wurde, soweit 
das bei einem Blick in die Zukunft möglich ist, nach bestem 
Wissen und Gewissen geprüft. Die hier präsentierten elf 
Eckpunkte für einen Kohlekonsens verstehen sich als Vor-
schlag, als erster Aufschlag für eine Diskussion, die hoffent-
lich in diesem Jahr 2016 zügig beginnt und von den Verant-
wortlichen engagiert und zielorientiert geführt wird.
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